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Zinsfreies Geld für Landarbeiterwohnungen.) 


Von Regierungsbaumeiſter Treuge. 


uf dem Gebiete des Landarbeiterwohnungs⸗ 

baues ſind in den letzten beiden Jahren recht 
beachtenswerte Erfolge erzielt worden. Seit dem 
Jahre 1924, in welchem der Schleſiſchen Heimſtätte 
die Trägerſchaft des Förderungsverfahrens durch 
den Herrn Preußiſchen Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt verliehen worden iſt, ſind aus Mitteln der 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge im ganzen 987 
Wohnungen gefördert worden, davon im Jahre 
1924 287 Wohnungen, im Jahre 1925 700 Woh⸗ 
nungen. Es wird Sie intereſſieren, einige Teil- 
ergebniſſe zu erfahren. Es ſind in dieſen beiden 
Jahren gefördert worden: 


Im Kreiſe Breslau 29 Wohnungen, 
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Sie erſehen hieraus, daß die Ergebniſſe in den 
einzelnen Kreiſen recht verſchieden geweſen ſind, 
woraus wir die Lehre ziehen müſſen, daß eine 
noch umfaſſendere Propaganda einzuſetzen hat. 
Bisher ſind wohl die Landratsämter ſeitens des 
Herrn Regierungspräſidenten auf das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Gelder hingewieſen worden, es ſind auch 
entſprechende Bekanntmachungen in den Kreis⸗ 
blättern erſchienen, in unſerer Zeitſchrift „Schle⸗ 
ſiſches Heim“ find die in Frage kommenden Ver⸗ 
fügungen und Erlaſſe abgedruckt, desgleichen aus- 
führlichere Artikel; das alles hat ſich jedoch als 
noch nicht ausreichend erwieſen. Die Propa- 
ganda muß noch intenſiver betrieben werden. Und 
dieſes kann nur geſchehen, wenn die Herren Land- 
räte mehr und direkter als bisher an der Frage 
intereſſiert werden, da ſie mit den als Bauherren 
in Betracht kommenden Bevölkerungskreiſen am 
meiſten zu tun haben, und infolgedeſſen am beſten 
in der Lage ſind, auf das Vorhandenſein dieſer 
Mittel hinzuweiſen. Außerdem wollen wir durch 
ein volkstümlich gehaltenes Plakat (ſ. farbige Bei- 
lage) werben, für welches wir einen Entwurf haben 
anfertigen laſſen, und den ich Ihnen hiermit zur 
Begutachtung vorlegen möchte. Es würde mich 
freuen, Ihre Anſicht hierüber in der Ausſprache 
zu hören. 

Zu dem Förderungsverfahren ſelbſt geſtatten 


е) Vortrag, gehalten auf der Konferenz des nieder- 
ſchleſiſchen Landkreisverbandes am 12. Januar 1926. 


Sie mir, Ihnen folgende Angaben zu machen: 
Statt der früher üblichen verlorenen Zuſchüſſe 
werden jetzt zinsfreie Darlehen gewährt, die bei 
Landarbeiterwerkwohnungen in 10, bei Land- 
arbeitereigenheimen in 20 Jahren zurückzuzahlen 
iind. Die Landarbeitereigenheime werden neuer- 
dings auch in Bezug auf die Höhe der Förderungs— 
jabe bevorzugt, die fih nach der am-Anzahl mib- 
barer Fläche richten. Sie betragen 

NH 50, — je qm Wohnfläche, 

MN 25, — je qu Stallfläche, 

15, — je qm Scheunenfläche, 
während für Werkwohnungen 35,— 20,— und 
10,— / gewährt werden. Hiernach möchte ich 
mir erlauben, Ihnen zwei Finanzierungsbeiſpiele 
zu geben: 

Zunächſt ein Eigenheim. Ich habe hierbei 
unſeren kleinſten Einfamilienhaustyp „Damaſchke“ 
gewählt, der rd. 60 gm Wohnfläche, D qm Stall⸗ 
fläche und 291 ebm umbauten Raum enthält. Ich 
rechne den cbm umbauten Raum für Wohnhaus 
und Stall zuſammen durchſchnittlich mit «NH 20,00 
— auf dem Lande haben wir in dieſem Jahre bei 
günſtigen Verhältniſſen ſogar noch billiger gebaut 
— und erhalte eine Baukoſtenſumme von rd. 
5800, — H. der ein Förderungsbetrag von rd. 
3150, — / entgegenſteht, d. h. rd. 2650,— M 
müſſen von dem Bauherrn noch ſelbſt aufgebracht 
werden; zweifellos ein Betrag, wie ihn heute wohl 
kaum ein Landarbeiter aufbringen können wird. 
Und doch haben wir bei der Finanzierung der 
Landarbeiterwohnungen im allgemeinen weniger 
Schwierigkeiten gehabt als bei den Hauszinsſteuer⸗ 
hypothekenbauten. Es ift dabei zu bedenken, daß 
ſich nur die Tüchtigſten an eine ſolche Aufgabe 
heranwagen, die ſich auch in ſchwierigen Lagen zu 
helfen wiſſen, die von Gönnern und guten 
Freunden die Fuhren umſonſt oder zu billigen 
Preiſen geſtellt bekommen, die häufig durch ihre 
Arbeitgeber durch Lieferung verbilligter Bauſtoffe 
wie Holz und Ziegel unterſtützt werden, die ferner 
häufig zahlreiche Freunde und Verwandte haben, 
die Bauhandwerker, Maurer, Zimmerer und dergl. 
find. Schlimmſtenfalls muß eine erſtſtellige Hypo⸗ 
thek aufgenommen werden, zu der wir aber nur 
im äußersten Notfalle zureden, da fie hoch ver- 
zinslich ift und infolgedeſſen eine ſchwer zu traz 
gende dauernde Belaſtung erfordert. 

Weniger günſtig geſtaltet ſich die Finanzierung 
bei den Werkwohnungen. Ich führe hier als 
Beiſpiel unſeren Sechsfamilienhaustyp „Jacob 
Böhme“ an, der gerade von ländlichen Arbeit- 
gebern bevorzugt ift. Dieſer Typ enthält rd. 
336 qm Wohnfläche und 1692 cbm umbauten 
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Raum. Es ergibt ſich ſonach eine Baukoſten— 
ſumme von rd. 34 000 , denen ein Förderungs— 
betrag von rd. 11 800, — / gegenüberſteht, jo daß 
der Bauherr noch aus eigenen Mitteln 
22 200 M aufzubringen hat, oder mit anderen 
Worten rd. З 700, — % je Wohnung. Sie erſehen 
hieraus, daß die Finanzierung für Werkwohnungs⸗ 
bau zurzeit nicht beſonders günſtig iſt. Sie wird 
in äußerſt zahlreichen Fällen als ungenügend an— 
zuſehen fein, beſonders unter den heutigen ſchwie⸗ 
rigen Verhältniſſen. Sie würde ſich ſehr weſent⸗ 
lich ändern, wenn der Einheitsſatz von 50,— M 
auch auf Werkwohnungen Anwendung finden 
könnte. Wir hätten dann ſtatt 11 800,— M. mum: 
mehr 16800, — A Tilgungsdarlehen und ſtatt 
22 200,— / nur noch rd. 17 200,— ‹/ unge- 
deckte Baukoſten, oder je Wohnung rd. 2800, — Kl. 

Ich empfehle daher einen Beſchluß zu faſſen, 
dahingehend, bei dem Herrn Preußiſchen Miniſter 
für Volkswohlfahrt zu beantragen, daß für die 
national gefährdeten Oſtprovinzen die für Eigen- 
heime gültigen Sätze auch für Werkwohnungen 
Anwendung finden, ſofern ſich die Zuweiſung 
ausländiſcher Saiſonarbeiter hierdurch erübrigt. 
Eine dahingehende Beſtimmung hat bis vor 
wenigen Monaten beſtanden, iſt aber bedauer- 
licherweiſe bei der kürzlichen Erhöhung der För⸗ 
derungsſätze nicht erneuert worden. Ich hatte 
Gelegenheit, den Sachbearbeiter des Miniſteriums 
auf dieſes Manko aufmerkſam zu machen, doch hat 
mein Hinweis bisher leider nicht den beabſichtigten 
Erfolg gehabt. Ich fürchte, wir werden in Hielem 
Jahre wenige Werkwohnungen zu den jetzigen 
Förderungsſätzen, die bereits als überholt zu gelten 
haben, fördern können, weil der Anreiz zu gering 
iſt. Erſchwerend iſt hierbei noch in Betracht zu 
ziehen, daß Werkwohnungen nur gefördert werden 
ſollen, wen fie mindeſtens 60 qm nutzbare Wohn- 
fläche und die notwendigen Nebengelaſſe — Keller, 
Kleinviehſtäube, Aborte uſw. — enthalten. 
Während die letztere Auflage nur zu begrüßen iſt, 
halte ich die erſtere für zu weitgehend. Ich bitte 
hierbei zu berückſichtigen, daß mehr als 70 qm bei 
einer Wohnung überhaupt nicht gefördert werden, 
daß dieſes alſo das Maximum darſtellt; und eine 
Spanne von 10 qm zwiſchen Höchſt- und Mindeſt⸗ 
zahl iſt zu klein, 20 qm wären für unſere öſtlichen 
Verhältniſſe mindeſtens zu fordern. Mit 50 qm 
Wohnfläche kann auch eine kinderreiche Familie 
auskommen. Mehr können die Leute gar nicht 
möblieren, mehr wollen ſie auch gar nicht haben. 
Hebung der Wohnkultur! Selbſtverſtändlich ſehen 
wir vor allem hierin unſere Hauptaufgabe, aber, 
meine Herren, die Kirche muß auch immer im 
Dorfe bleiben. Auch dieſe meine Bedenken haben 
der Herr Sachbearbeiter der Regierung und ich in 
Berlin vorgetragen, aber leider mit demſelben 
negativen Ergebnis. Ich ſtelle anheim, auch einen 


dahingehenden Beſchluß zu faſſen und dem Mi— 
niſterium zu unterbreiten. 

Und zu dem Gang des Förderungsverfahrens 
ſelbſt. Theoretiſch betrachtet iſt er einfach und 
praktiſch: Die Bauherren ſollen ſich mit ihren An⸗ 
trägen zukünftig prinzipiell zuerſt an die Landrats⸗ 
ämter wenden und zwar an die Kreisarbeitsnach— 
weiſe, damit dieſe die Bedürfnisfrage prüfen, die 
wohl in allen Fällen gegeben ſein dürfte; denn wer 
es nicht bitter nötig hat, baut heutzutage nicht. 
Ferner ſollen dieſe Stellen aber auch, wenn es 
ſich um Eigenheime handelt, feſtſtellen, ob die Bau— 
herren tatſächlich Landarbeiter im Sinne der Be- 
ſtimmungen ſind. In dieſer Beziehung iſt man 
beſonders im erſten Jahre etwas zu großzügig vor- 
gegangen, јо daß bei ſpäteren Kontrollen, die der 
Herr Miniſter veranlaßt hat, feſtgeſtellt werden 
mußte, daß die ſogenannten Landarbeiter häufig 
kleine Bauernſtellen innehatten, und nur einen 
mehr oder weniger geringen Teil des Jahres als 
ländliche Arbeitnehmer tätig waren, oder es han- 
delte ſich um ſelbſtändige Handwerker, mitunter 
ſogar Handwerksmeiſter, die überhaupt nicht mehr 
in irgend einem Lohnverhältnis zu einem länd— 
lichen Arbeitgeber ſtanden und dergl. Darüber zu 
wachen, daß ſich derartige „Grenzfälle“ ſtets inner- 
halb des Rahmens des Zuläſſigen bewegen, wird 
Aufgabe der Kreisarbeitsnachweiſe und des 
Landesarbeitsamtes ſein, während die provin— 
ziellen Wohnungsfürſorge-Geſellſchaften als Trä- 
gerinnen des Förderungsverfahrens nach wie vor 
die finanzielle und techniſche Betreuung in Händen 
haben. 

Nach Erledigung dieſer Vorarbeiten ſtellt der 
Regierungspräſident die Anerkennung der För- 
derungswürdigkeit aus und beauftragt die Trä- 
gerin des Verfahrens, für die dingliche Sicherheit 
zu ſorgen und entſprechend dem Fortſchritt der 
Bauarbeiten Vorſchüſſe zu leiſten. Von dieſer wird 
dem Bauherrn eine Eintragungsbewilligung über⸗ 
mittelt, welche beſagt, daß der Förderungsbetrag 
— das zinsfreie Darlehen — als Sicherungshypo⸗ 
thek auf Grundſtücke an ſicherer Stelle einzutragen 
ift, d. h. innerhalb °/, des geſchätzten Wertes; 
ferner wird eine beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit eingetragen, daß die geförderten Woh- 
nungen 50 Jahre lang nur von deutſchſtämmigen 
Landarbeitern bewohnt werden dürfen. Sobald 
wir dieſe notariell beurkundete Eintragungsbe⸗ 
willigung in Händen haben, können Vorſchüſſe 
geleiſtet werden. Unter normalen Verhältniſſen, 
d. h., wenn die Grundſtücksverhältniſſe geklärt ſind, 
dürften höchſtens 12—14 Tage vom Tage der An⸗ 
tragsſtellung bis zur Leiſtung des erſten Vor- 
ſchuſſes vergehen. Leider gibt es aber betrübend 
viele Fälle, die nicht ſo einfach gelagert ſind. Bei 
Werkwohnungsanträgen ſind z. B. häufig die 
Grundſtücke überlaſtet, ſo daß Anfragen bei 
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öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalten oder gerichtlich 
zugelaſſenen Taxatoren erforderlich ſind, ebenſo 
häufig Verhandlungen betr. Vorrangseinräu⸗ 
mungen älterer Eintragungen und dergl. Be⸗ 
ſonders ſchwierig liegen die Verhältniſſe auch bei 
Fideikommiſſen, wie Sie ſich denken können. Bei 
Eigenheimen wiederum treten andere Verzöge— 
rungsgründe auf, ſobald ſie auf neuerworbenen 
Parzellen errichtet werden, was meiſtens der Fall 
iſt. Hier nehmen Vermeſſung, Auflaſſung und 
Anlegung eines neuen Grundbuchblattes häufig 
ungebührlich viel Zeit in Anſpruch. Und all 
dieſes läßt den tatſächlich einfachen Gang des Ver⸗ 
fahrens als kompliziert erſcheinen und bringt ihn 
bei den Darlehnsnehmern in Mißkredit. Die 
Trägerin des Verfahrens iſt bemüht geweſen, die 
größten ſcheinbaren Härten zu mildern, indem ſie 


aus eigenen Mitteln Vorſchüſſe zahlte, um die 
Bauarbeiten nicht ins Stocken geraten zu laſſen 
und dem Bauherrn zu helfen. Daß hiermit unter 
Umſtänden ein erhebliches Riſiko verbunden iſt, 
wird Ihnen ohne weiteres einleuchten, doch 
glaubten wir, unſere dahingehenden ſchweren Be- 
denken im Intereſſe der Sache zurückſtellen zu 
ſollen. Denn, meine Herren, die Not iſt unge⸗ 
heuer, bei uns im Often wohl ebenſo erſchreckend, 
wie in den großen Städten. Viel iſt in dieſer 
Beziehung in den letzten Jahrzehnten verſäumt 
worden, viel gilt es daher wieder gutzumachen, 
und ich darf meine Ausführungen mit der De: 
ſtimmten Hoffnung ſchließen, daß Sie alle uns 
helfen werden, dieſe Not zu beſeitigen, und ſo 
letzten Endes auch das Deutſchtum in unſeren ſtark 
entvölkerten Grenzkreiſen zu retten. 


Kreiswirtſchaſtspläne. 


Von Dipl-Ing. G. Schroeder. 


W enn wir heute von einer raſchen Entwick⸗ 
lung und Umformung unſeres ganzen Wirt⸗ 
ſchaftslebens ſprechen, verſtehen wir in erſter Linie 
darunter die Entwicklung der Großſtädte, der In⸗ 
duſtrie und des Verkehrs. Die Verhältniſſe liegen 
jedoch ſo, daß wir die moderne Entwicklung wohl 
am greifbarſten heute an der Induſtrie und 
am Verkehr feſtſtellen können, daß wir aber die 
der übrigen Wirtſchaftsgebiete, unſerer privaten 
Lebensformen und unſerer allgemeinen kultu— 
rellen Ziele deswegen noch nicht verſtehen 
und berückſichtigen, weil ſie erſt eine Folgeerſchei⸗ 
nung dieſer Induſtrial⸗Entwicklung — wenn man 
ſo ſagen darf — ſind oder ſein werden. 

Es ſei hier geſtattet, etwas weiter auszuholen 
und an vergangenen Beiſpielen die neue Auf- 
gabe der Wirtſchaftsplanung per- 
ſtändlich zu machen: Als man im Jahre 1835 die 
erſte Eiſenbahn zwiſchen Nürnberg und Fürth 
baute, dachte man nicht im entfernteſten daran, 
daß eine Zeit kommen könnte, in der es kaum 
einen nennenswerten Ort geben würde, der nicht 
an dieſes Eiſenbahn⸗Schienen⸗Netz angeſchloſſen 
wäre, deſſen Wohl und Wehe, deſſen Entwicklung 
und Gedeihen nur von dieſem, durch die Eiſen⸗ 
bahn gewährleiſteten Zuſammenhang mit dem 
Verkehr abhängen würde. Und doch iſt das heute 
eine längſt veraltete Tatſache. Ja, die Entwick⸗ 
lung hat ſich ſeitdem überſtürzt! Wir haben heute 
mehrere ganz ähnliche Fälle. Wir haben in den 
vergangenen Jahren die Entwicklung des Auto- 
mobils von dem Fahrzeug des reichen Mannes zu 
dem allgemeinen Fahrzeug des Wirtſchaftslebens 
ohne Unterſchied des Kapitals bekommen. Die 


Auswirkungen dieſer Entwicklung werden wir 
bereits 1926 und in den folgenden Jahren feſt⸗ 
ſtellen können. Die Zollſperre für Automobile iſt 
aufgehoben. Die auf den Kleinwagen eingeſtellte 
Auto⸗Induſtrie Amerikas kann ihre Produkte 
nunmehr in Deutſchland einführen. Wir ſehen 
bereits den Erfolg: unſere Autoinduſtrie fängt an, 
ihrerſeits Kleinwagen zu typiſieren und zu bauen; 
das neueſte iſt der geplante Zuſammenſchluß der 
geſamten Auto-Induſtrie Deutſchlands zwecks Mr- 
beitsverteilung für Typenwagen, ſo daß man faſt 
von einer einzigen Automobil-Fabrik ganz Deutſch⸗ 
lands ſprechen kann. Parallel mit der Entwicklung 
des Automobil-Verkehrs läuft die des Luft⸗Fahr⸗ 
zeuges. Beide ſind künſtlich gehemmt für Deutſch⸗ 
land, beide werden eines Tages, wenn dieſe 
Schranken fallen werden, — und ſie werden fallen 
— Deutſchland mit ihren Produkten über⸗ 
ſchwemmen. Wir müſſen uns mit der Tatſache 
befreunden, daß der radikalſte Unterſchied zwiſchen 
alter und neuer Zeit der iſt, daß die Unterſchiede 
Stadt und plattes Land, etwa in dem 
Zuſammenhang: verkehrsreich und verkehrslos, 
geijtig lebendig und geiſtig tot, nicht mehr beſtehen 
bleiben werden. Wer Augen hat, das zu ſehen, 
bemerkt die klaren Anfänge und das raſche Tempo 
der Entwicklung nach dieſem Zuſtand hin ſehr 
wohl. Wenn wir uns überlegen, wie alt unſere 
Kreis⸗Chauſſeen ſind, ſo bemerken wir zu unſerem 
Erſtaunen, daß ſie kaum 50 Jahre beſtehen. 
Sie ſind in bewundernswerter Arbeitsleiſtung in 
kurzer Zeit als ein dichtes Netz über das Land ge⸗ 
zogen worden, und heute ſind ſie zum Teil bereits 
veraltet und unbrauchbar. Die kleinen Verbeſſe⸗ 
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rungen, die ſie bezüglich ihrer Breite und bezüglich 
der Herausarbeitung der Durchgangslinien jetzt 
endlich erhalten ſollen, werden bald überholt ſein. 
Ja, es entſteht bereits heute die Frage, ob wir das 
Straßennetz für Automobile noch weiter ausbauen 
jollen, wenn das Klein-Flugzeug kommen wird, 
das uns die Möglichkeit geben wird, ohne Bez 
nutzung der Wege von Ort zu Ort zu fliegen. Wir 
ſind zu vergeßlich; wir glauben heute, daß ſolche 
Entwicklungen noch Zeit haben, daß es nicht unſere 
Aufgabe wäre, von heute auf morgen ſolche Dinge 
vorzubereiten, und doch genügt ein Blick in die 
Vergangenheit um zu zeigen, wie richtig und not⸗ 
wendig ſolche Vorbereitungen ſind, wie ſchnell alle 
Maßnahmen, die von den Gegenwartspraktikern 
ergriffen zu werden pflegen, überholt und unwirt⸗ 
ſchaftlich geworden ſind. Deutſchland iſt im 
Grunde genommen in einer ſehr günſtigen Lage, 
günſtig vom Standpunkt einer vernünftigen und 
großzügigen Planung. Denn es iſt keineswegs 
ſo, als wenn in Zeiten eines wirtſchaftlichen Ge⸗ 
deihens und des pekuniären Überfluſſes auch ſtets 
vernünftig geplant und rationell gearbeitet wurde. 
Denn: rationell zu ſein, iſt unſere 
Aufgabe für die ganze Zukunft, und 
rationell zu werden, das iſt die Auf- 
gabe der Wirtſchaftsplanung. Noch 
ein Beiſpiel aus der Vergangenheit: Wir haben 
heute noch alte Heeresſtraßen der Römer und Na⸗ 
poleons. Dieſe meiſt ſchnurgeraden und ohne 
Rückſicht auf kleine und kleinſte Parzellengrenzen 
gezogenen Heeresſtraßen ſind heute noch häufig 
das Rückgrat des Landes⸗Straßen⸗Netzes und 
werden für die Zukunft dadurch, daß ſie in den 
kommenden Automobilverkehr bei der notwendigen 
Verbreiterung glatt eingepaßt werden können, 
durchaus modern ſein. Wir ſehen daraus, daß die 
Wirtſchaftsplanung der Römer und Napoleons — 
lie war allerdings die Folge ihrer Kriegs- 
planung und untrennbar mit ihr verbunden — in 
praktiſchen Beiſpielen und rückſichtsloſen Geldaus⸗ 
gaben das geleiſtet hat, was wir heute noch häufig 
für eine Utopie erklären. An vielen anderen 
Beiſpielen des Altertums kann man nachweiſen, 
wie {ейт man ſchon früher von der Notwendigkeit 
der Wirtſchaftsplanung überzeugt war, und wie 
zweckmäßig und vielfach bis auf unſere Zeit wirk— 
ſam dieſe Anlagen geweſen ſind. Es iſt zu fragen: 
Können wir uns gegeneine Entwick⸗ 
lung ſtemmen, die zwangsläufig 
kommt, ohne Rückſicht auf die Hemmungen, die 
lediglich dadurch entſtehen, daß einzelne Menſchen 
nach ihren bisherigen Erfahrungen ohne dieſe 
Entwicklung auszukommen glauben? Und ferner: 
Iſt es möglich, ſich gegen eine Ent⸗ 
wicklung zu ſtemmen, die Hände in den 
Schoß zu legen, keine Planung vornehmen zu 
wollen, nur deswegen, weil unſere Wirtſchaft 


heute nicht entwicklungsfähig zu ſein ſcheint, 
weil wir augenblicklich nicht überſehen 
können, woher die Mittel kommen ſollen, unſere 
Wirtſchaft zur Blüte zu bringen? Es wäre kurz⸗ 
ſichtig, ſo zu denken! Man vergleiche die allgemeine 
Einſtellung zu unſeren wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen, wie ſie gewöhnlich am Jahresende und 
Jahresanfang zu herrſchen pflegt. Es iſt jedes 
Mal ſo geweſen, und iſt ganz beſonders im Anfang 
des Jahres 1926 ſo, daß die ſich zwangläufig er⸗ 
gebenden Schwierigkeiten im Zahlungsverkehr am 
Ultimo eine Welle des Peſſimismus bezüglich der 
kommenden Entwicklung über unſer Volk treiben. 
Und jedes Mal kam dann langſam die Wirtſchafts⸗ 
maſchine in Bewegung, die Beziehungen begannen 
ſich wieder zu regeln, die notwendigen Aufträge 
liefen ein, und alles ging wieder beſſer. Man ſah 
wieder, daß ja eigentlich der ſo oft prophezeite Zu⸗ 
ſammenbruch und die ſo oft befürchtete Kataſtrophe 
für unſere Wirtſchaft gar nicht kommen kann; denn 
Wirtſchaft iſt Kreislauf, iſt nicht 
Beſitz und hängt nicht allein ab von 
großen Kapitalien, ſondern Wirt⸗ 
ſchaft iſt Kreislauf, iſt geſunder 
Kreislauf, iſt rationelles Arbeiten 
aller beteiligten Geldmittel und 
Kräfte. Es iſt alſo ganz verkehrt, ſtets und 
immer allein die finanzielle Regelung im Auge 
zu behalten und lediglich im überſchüſſigen Kapital 
das Heil zu erblicken. Vielmehr muß es der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft ebenſo wie dem einzelnen Menſchen 
möglich ſein, mit den beſcheidenſten Geldmitteln 
gewinnbringend arbeiten zu können. Ge⸗ 
winnbringend arbeiten bedeutet 
aber ſchon Geſundung der Wirt⸗ 
ſchaft. Geſundung der Wirtſchaft 
bedeutet rationelles Arbeiten, 
bedeutet Kenntnis des Wirtſchafts⸗ 
vorganges und der Notwendigkeit, 
ihn, wenn es nötig ift, um zzuge⸗ 
ſtalten. Es ſind im Grunde genommen alſo 
zwei Hauptkräfte, die unſere Wirtſchaftsplanung 
heute verlangen: die Steigerung des Verkehrs in 
Verbindung mit der Induſtrialiſierung und die 
Tatſache, daß der Wirtſchaftskreislauf geſtört iſt. 

Allerdings, die Wirtſchaftsplanung einer armen 
Zeit wird anders ausſehen müſſen, als die einer 
wohlhabenden! Zweifellos iſt die Grenze ſchwer 
zu ziehen, wo die Wirtſchaftsplanung einſetzen ſoll, 
ob beim Reich, beim Land, bei der Pro⸗ 
ving, beim Kreis oder der einzelnen Ge- 
meinde. Und zweifellos iſt bisher die Materie 
noch nicht ſo geklärt, daß wir heute ſchon ein be⸗ 
ſtimmtes Schema dafür hätten, wie am zweck— 
mäßigſten die Wirtſchaftsplanung in Angriff zu 
nehmen ſei. Das vorgeſchlagene Städtebaugeſetz, 
das endlich die rechtliche Grundlage für dieſe ganze 
brennende Frage abgeben ſoll, liegt zwar im Ent⸗ 
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wurf vor, wird aber in der Offentlichkeit noch ſtark 
beſprochen. Es mangelt nicht an umfangreichen 
Verbeſſerungsvorſchlägen. Wir wollen uns jedoch 
nicht verhehlen, daß ſeine Durchberatung noch 
viel Zeit in Anſpruch nehmen wird, daß vielleicht 
noch Jahre dahingehen werden, bis wir das haben 
werden, was man als klares Schema für die 
Planung anſehen könnte, und bis wir eine ſo weit 
gehende Aufklärung und Erziehung in unſerem 
ganzen Volk geleiſtet haben, daß wir von einem 
allgemeinen, ruhigen Arbeiten auf dieſem Gebiet 
ſprechen können. Dem gegenüber ſteht die Tat⸗ 
ſache, daß wir nicht länger damit warten können, 
dieſe Gedanken praktiſch zu erproben. Ja, es iſt 
geradezu notwendig, durch praktiſche Tätigkeit auf 
dieſem Gebiet Erfahrungen zu ſammeln. Der- 
jenige Verwaltungsbezirk, der zunächſt an die 
Wirtſchaftsplanung, d. h. an die Aufſtellung ſolcher 
regionalen Nutzungspläne herangeht, wird für ſich 
das Verdienſt buchen können, daß er in Hervor- 
ragendem Maße an der Geſundung unſerer Wirt- 
ſchaft arbeitet. 


Man vergleiche die lebhafte Pioniertätigkeit auf 
dem Gebiete des Siedlungsweſens feit dem Kriegs- 
ende! Auch hier iſt vieles erprobt und verſucht 
worden! Auch hier ſind neben Erfolgen Irrtümer 
und Fehler zu verzeichnen. Aber im Grunde kann 
man feſtſtellen, daß die Erfolge überwiegen, und 
daß es heute jhon gelungen ift, das Siedlungs⸗ 
weſen in unſerem Volksleben zu verankern. 


Was iſt das Siedlungsweſen anderes als der 
Beginn der Wirtſchaftsplanung?! Es wird von 
vielen Seiten ſchon darauf hingewieſen, daß die 
Materie bei der Bearbeitung zu einem immer 
größeren Umfang anwächſt, bis zur Umwälzung 
ganz allgemeiner Begriffe auf wirtſchaftlichem und 
rechtlichen Gebiet. Sollen wir damit warten, bis 
uns die Theoretiker bis ins einzelne durchgear— 
beitete und ausgeklügelte Syſteme vorſetzen, die 
dann, wenn man nicht durch Erfahrung und 
Übung mitten drin ſteht in der Materie, für die 
Nutzbarmachung des geſunden Kerns immer 
größere Schwierigkeiten machen, die dann, wenn 
man ſich nicht ſchon an kleinen Aufgaben ver⸗ 
ſucht hat, beſtimmt größere und nachhaltigere 
Fehler hervorrufen können, als wenn vorher 
möglichſt allenthalben und möglichſt ſchon in den 
kleineren Verwaltungsbezirken Erfahrungen vor⸗ 
liegen, die den lebendigen Zuſammen⸗ 
hang mit der Theorie gewährleiſten? — 
Auf jeden Fall wird die, im Laufe der kommenden 
Jahre noch zu findende, möglichſt zweckmäßige 
Form der Wirtſchaftsplanung uns 
nicht der Notwendigkeit entheben, gerade in den 
unterſten Verwaltungsſtellen des Staates, den 
Gemeinden und den Kreiſen, Pläne auf⸗ 
zuſtellen. 


Und gerade die Landkreiſe ſcheinen in 
erſter Linie berufen zu ſein, auf dieſem Gebiete 
voranzuſchreiten! Die Notwendigkeit der foge- 
nannten zwiſchengemeindlichen Regelung erfordert 
dies ſchon an und für ſich! Wir ſind heute ſo weit, 
daß ſowohl behördlicherſeits als auch von ſeiten 
des Volkes die Notwendigkeit der Planung für die 
Stadt, für dee Siedlung anerkannt und empfunden wird! 

Das iſt ein kleiner Schritt, und doch iſt er der 
wichtigſte, der uns zwangsläufig zur Erfaſſung 
der weiteren Beziehungen zwiſchen Stadt und 
Land bringt. Schon der Erweiterungsplan der 
Kleinſtadt legt uns die Frage vor, wie er ſich zu 
den Nachbargemeinden verhält! Bevor nicht als 
erſtes die zwiſchengemeindlichen, techniſchen 
Fragen des Verkehrs geregelt ſind, werden 
alle Ortserweiterungspläne Stückwerk bleiben. 
Der Strom des Verkehrs erft verleiht dem ein⸗ 
zelnen Bebauungsplan der Stadt, der Gemeinde, 
die notwendige Friſche und Lebendigkeit! Aber 
auch die anderen vielfachen Beziehungen zwiſchen 
Stadt und Land, beſonders zwiſchen Klein- 
ſtadt und Land bedürfen als zweites 
der Regelung durch eine übergeordnete Inſtanz, 
den Kreis! Auch die Beziehungen zwiſchen 
großem und kleinem Grundbeſitz, zwiſchen Ge- 
meinde⸗ und Gutsbezirken bedürfen einer über- 
geordneten, objektiven Leitung. Es werden in 
Verbindung mit dem Studium des Beſtehenden 
und mit den Wirtſchaftsprogrammen regionale 
Nutzungspläne aufzuſtellen ſein, d.h. es ſind die 
für die Landwirtſchaft geeigneten Flächen 
im allgemeinen und im einzelnen 
feſtzuſtellen und nach Bebauungsarten zu unter 
ſcheiden; der Intenſivbetrieb iſt durch Zuſammen⸗ 
legung zu fördern. Wo die In duſtrie vor- 
herrſcht, wird in erſter Linie die Regelung der 
Induſtriegebiete notwendig fein. Wo Фот іі ғ 
wirtſchaft den größten Umfang einnimmt, 
wird ſie das erſte Intereſſe beanſpruchen. Das 
gleiche gilt von beſonderen Handelsge⸗ 
bieten, und auch die јо oft fich ſelbſt Ober: 
laſſene Fremdeninduſtrie wird durch Zu⸗ 
ſammenfaſſung oder Ableitung in die richtigen 
Bahnen zu lenken ſein. Und endlich, als 
drittes iſt ein dringendes Aufgabengebiet der 
Kreiswirtſchaftsplanung die Löſung des vielge⸗ 
ſtaltigen Wohnungsproblems, bei dem 
das Übergreifen in Nachbarorte und Gemeinden 
in erſter Linie einer raſchen Hilfe bedarf, ferner 
der damit auf das engſte zuſammenhängenden 
ſozialen Maßnahmen und kultu⸗ 
rellen Fragen. 

Der Unterſchied zwiſchen Stadt und Land wird 
ſo, wie er bisher aufgefaßt wurde, nicht mehr 
beſtehen bleiben, er fängt an, eine Wandlung 
durchzumachen! Wir haben wohl auch auf dem 
platten Lande eine Entwicklung zu verzeichnen, — 
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eine Entwicklung von der einfachen Rodung und 
Koloniſierung bis zu ziviliſatoriſcher Zuſammen⸗ 
drängung, von einfachſter, privater Bodenaus⸗ 
nutzung bis zur heutigen Intenſivkultur. Doch 
dieſe Entwicklung iſt weit davon entfernt, abge⸗ 
ſchloſſen zu fein; Im Gegenteil, es ift ſicher, daß 
wir gerade in der nächſten Zeit ein beſonders 
raſches Tempo der Entwicklung auch auf dieſem 
Gebiet bekommen werden. Wir werden die Zeit 
der wiſſenſchaftlich betriebenen 
Landwirtſchaft bekommen. So wie wir 
auf allen Gebieten des menſchlichen Lebens 
heute mehr als früher die kritiſche Über⸗ 
legung walten laſſen müſſen, ſo wird ſich 
dieſe Art zu arbeiten auch der Landwirt zu 
eigen machen. Wir haben heute ſchon Muſter⸗ 
güter für alle möglichen Kulturen, wir haben 
Lehrgänge für Weidewirtſchaft und Grünland⸗ 
kultur, wir haben landwirtſchaftliche Verſuchs⸗ 
anſtalten und Wirtſchafts-Hochſchulen. Der Ge- 
danke der Betriebsrationaliſierung wird ernſthaft 
auch für die Landwirtſchaft erwogen. Das äußere 
Kleid unſeres platten Landes: die Fluren und 
Felder, Wieſen und Wälder, die Güter und 
Dörfer, das alles trägt jedoch noch den Stempel 
der Vergangenheit. Noch beſtehen alle die Zu- 
fälligkeiten der ererbten, erkämpften, koloniſierten 
Gebiete, die Gemarkungs- und Gemeindegrenzen 
und die Gutsbezirke. Freilich hat ſich trotzdem 
vieles geändert; neue Siedlungsgebiete ſind ent⸗ 
ſtanden, neue Induſtrien haben ſich in ehemals 
rein ländlichen Gebieten entwickelt, Eiſenbahnen 
und Kanäle ſind gebaut und haben ihrerſeits neue 
Anſiedlungen nach ſich gezogen. Die alten Fluren, 
alten Gemarkungs⸗, Gemeinde- und Kreisgrenzen 
aber ſind beſtehen geblieben! 

Wir werden uns mit dem Gedanken befaſſen 
müſſen, daß die Zufälligkeit der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung bezüglich der Parzellierungen und der 
Bewirtſchaftungsorganiſation, wenn nicht be- 
ſeitigt — ſo doch geregelt werden 
muß. Wir werden der Frage näher treten 
müſſen, wie ſogenannte Intenſivzonen der land- 
wirtſchaftlichen Beſtellung zu ſchaffen ſind, wie die 
Regelung der Weidewirtſchaft nach wiſſenſchaftlich 
erprobten Grundſätzen betrieben, wie durch 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß die Aus⸗ 
nutzung der Kräfte, die uns durch die hochwer- 
tigſten Maſchinen heute an die Hand gegeben 
werden, mehr als bisher in den Dienſt der Land⸗ 
wirtſchaft und damit unſeres Volkes geſtellt 
werden können. 

Wir werden im Zuſammenhang mit der wirt- 
ſchaftlichen Organiſation den kulturellen Aufbau 
des flachen Landes endlich in geordnete Bahnen 
lenken müſſen. Es iſt ein Kräftemißbrauch, wenn 
ſich dadurch, daß in rein bäuerlichen Dörfern mit 
der Zeit ein Stand von Fabrikarbeitern entwickelt, 


der durch ſeinen Landhunger und durch den 
Wunſch, es den Bauern gleich zu tun, ein ſtörendes 
Element und die Urſache zu Zwietracht und Un⸗ 
ruhe im Volksleben wird. Es iſt Kräfteverſchwen⸗ 
dung, wenn ſich beiſpielsweiſe in oder neben einem 
Gutsbezirk Induſtrie entwickelt, deren Arbeiter, 
ſich ſelbſt überlaſſen, in engen Räumen in hohen 
Mietskaſernen untergebracht werden müſſen, 
während rings umher Land in Hülle und Fülle vor⸗ 
handen iſt, wenn hierdurch ein zerſtörender Streit 
zwiſchen Induſtrie-Bevölkerung und Land-Bevöl⸗ 
kerung hervorgerufen wird. Es iſt eine Kräfte⸗ 
vergeudung, wenn durch das zwangsläufige An- 
wachſen einer Großſtadt ehemals rein ländliche 
Bevölkerung in den Bereich der Stadt gezogen 
wird und nun zum Schaden der ſtädtiſchen Bevöl⸗ 
kerung feſt auf ihrem Boden ſitzen bleibt und 
einer gefunden und vernünftigen Vorſtadtentwick⸗ 
lung dauernd Widerſtand entgegenſetzt. Es iſt 
endlich ein nicht wieder gut zu machender Schaden 
für unſer Volksleben, wenn, durch den raſchen 
Verkehr begünſtigt, in rein ländlichen, aber land⸗ 
ſchaftlich hervorragenden Gebieten eine Fremden- 
verkehrs⸗Induſtrie entſteht, die fich ſelbſt iber- 


laſſen, auf der einen Seite den alten Einwohner 


übervorteilt und verdrängt und auf der anderen 
Seite den erholungsbedürftigen Stadtmenſchen 
ausſaugt und ſo ein Infektionsherd für kulturelle 
Verödung ganzer Landesteile wird. Das letzte iſt 
bereits ſehr ſtark eine kulturelle Aufgabe, die wie 
alle kulturellen Aufgaben vom Wirtſchaftsleben 
nicht zu trennen ift. Sie führt uns auf das be- 
ſonders wichtige und beſonders umſtrittene Gebiet 
des Heimatſchutzes. Wir haben eine Zeit hinter 
uns, in der man unter Heimatſchutz — der Name 
iſt nicht eindeutig — lediglich die Erhaltung des 
guten Alten verſtand. Verſtändlich nur aus der 
Tatſache, daß alles Neue ſchlecht oder ſchlechter war 
in äſthetiſcher Beziehung als das Alte! Wir ſehen 
heute weiter! Wohl haben wir auch heute noch 
Achtung vor den guten Produkten der alten 
Handwerkszeit. Wie ſtets im Leben iſt es 
bedauerlich, von dieſer ſcheiden zu müſſen! Aber: 
auch unſere Induſtriezeit hat ein Recht auf das 
Leben! Auch ihre Produkte werden ſich in äſthe⸗ 
tiſcher Hinſicht ſehen laſſen können! Wir haben 
den Glauben an unſere Produktionskraft wieder 
gefunden! Wir lehnen es heute ab, das Gute in 
der Nachahmung des Alten zu ſuchen! 
In der möglichſt guten Ausführung 
des Neuen ſehen wir die befte Ver- 
bindung mit dem Alten! So wie es 
immer geweſen iſt! j 

So hat der Gedanke des Heimatſchutzes heute 
einen anderen Sinn bekommen! Wir verſtehen 
heute unter Schutz der Heimat den Aufbau im 
produktiven Sinne auf allen Gebieten, der wohl 
mit ſchonender Hand das Alte erhält ſo lange als 
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möglich, der aber Notwendigkeiten von 
heute vor Schönheiten von geſtern 
ſetzt. 

Das bedeutet keine Barbarei! Das bedeutet den 
Glauben daran, daß auch wir im Stande ſind, in 
wirtſchaftlicher und kultureller Beziehung Vorbild⸗ 
liches zu leiſten! Und wir können ohne Über⸗ 
treibung ſagen, daß wir in Bezug auf das Grund⸗ 
ſätzliche des Städtebaues und der Landesplanung 
heute weſentliche Fortſchritte gemacht haben, die 
uns berechtigen, ſo zu ſprechen. Wir knüpfen 
unter Überſpringung des Induſtrie-Jahrhunderts, 
des 19., an frühere produktive Zeiten an! 

So ſind auch in dem Gedanken des Heimat⸗ 
ſchutzes, ſo wie er heute richtig verſtanden wird, 
wirtſchaftliche und kulturelle Fragen nicht zu 
trennen, und rein äſthetiſche ſollte es über⸗ 
haupt nicht mehr geben! In dieſem Sinne 
erwachſen der Kreis-Wirtſchafts⸗ 
planung gewaltige Aufgaben. 

Gehört zum Wirtſchaftsleben beiſpielsweiſe 
nicht die allgemein geſunde und friſche Auffaſſung 
des Menſchen auf geiſtigem Gebiet, gehört dazu 
nicht eine geſunde und einfache Einſtellung gegen⸗ 
über den Luxusbedürfniſſen unſerer Zeit? 

Wie können wir Wirtſchaft aufbauen wollen mit 
reinen Zahlen, lediglich mit Maſchinen und allem 
durch ſchärfſte Arbeitsausnutzung?! Alle ſozialen 
Maßnahmen, deren grundlegende Notwendigkeit 
heute von allen Seiten anerkannt wird, ſind nicht 
in erſter Linie arithmetiſche Rechenexempel, 
ſondern man könnte als einzige klare Richtlinie 
über dieſen ganzen Fragenkomplex das Wort: 
„Ordnung“ ſchreiben. 

Wenn wir Ordnung im Land haben wollen, 
dann müſſen wir Ordnung auch in den unterſten 
Zellengebilden haben, ſo wie das Heer im Kriege 
ſiegreich ſein wird, deſſen einzelne Soldaten, deſſen 
unterſte Kadres von guter Qualität und Aus⸗ 
bildung ſind, ſo wird auch das Land gedeihen, 
deſſen kleinſte Zellen ein gutes Material bilden, 
aus dem ſich alles aufbaut! 

Und wenn wir Ordnung im Landkreis haben 
wollen, dann gehört dazu alles das, was im 
Vorangegangenen berührt wurde. Die vielgeſtal⸗ 
tige Zergliederung eines Landkreiſes durch Verkehr 
(Eiſenbahn, Landſtraßen, Waſſerwege, Flugplätze), 
durch Handel und Induſtrie, Bergbau, Forſtwirt⸗ 
ſchaft und Landwirtſchaft, in ſtädtiſche und länd⸗ 
liche Bevölkerung erfordert in erſter Linie und 
mehr als jedes andere Gebilde des Staates die Zu- 
ſammenfaſſung nach einheitlichen Plänen. 

Sollte der Kreis nicht die Energieverſorgung 
(Gas, Waſſer, Elektrizität) ſeines Bereichs in die 
Hand nehmen? Wie kann man von einem Fluß⸗ 
bauamt, von bergbaulichen Revierbeamten, von 
einer Handelskammer oder gar von der Induſtrie 
Entſcheidungen erwarten, die die Zuſammen⸗ 


faſſung der vielen widerſtrebenden 
Kräfte und die Staffelung nach der 
Notwendigkeit i m öffentlichen 
Sinne berückſichtigen? Nur die objektive, zu⸗ 
ſammenfaſſende Stelle des Kreisausſchuſſes kann 
die Inſtanz ſein, die die Überſicht über das Ganze 
hat und das Gedeihen des Ganzen in erſter Linie 
berückſichtigt. Es handelt ſich um nicht mehr und 
nicht weniger, als daß die Landkreiſe dieſe neue 
Aufgabe erfaſſen und ſich einen Sachbearbeiter 
wählen, der im engſten Einvernehmen mit den 
Verwaltungsſtellen und unter Heranziehung 
aller bedeutenderen geiſtigen, produktiven Kräfte 
die beſondere Aufgabe und die beſondere Situation 
des Kreiſes in allen Beziehungen, wirtſchaftlich 
und kulturell, durcharbeitet und in die ent⸗ 
ſprechende Form bringt. 

Es iſt hier keineswegs daran zu denken, daß ein 
Landkreis nun irgend einem ſtädtebaulich ge- 
ſchulten Sachbearbeiter einfach die Aufſtellung 
eines Kreiswirtſchaftsplanes nach eigenem Gut- 
dünken und in kurzer Friſt übertrage, ſondern ein 
ſolcher Plan wird ſtets nur die Frucht eines ein⸗ 
gehenden Studiums an Ort und Stelle und vieler, 
zuſammentragender Kleinarbeit ſein, die ohne die 
Verwaltungsbehörde, ohne die einzelnen Amter, 
ohne die Heranziehung beſonderer Kadange 
ſchüſſe nicht geleiſtet werden kann. 

Ja, in vielen Fällen wird die Vorarbeit für die 
Aufſtellung eines ſolchen Planes darin zu ſehen 
und dadurch zu leiſten ſein, daß der Kreisausſchuß 
ſich einen Sachbearbeiter in lockerer Form ver⸗ 
pflichtet, der den Kreis in allen Einzelfällen 
berät. Dieſes Verfahren würde den Vorteil 
bieten, daß leiſtungsſchwache Landkreiſe — und 
gerade die landwirtſchaftlichen Kreiſe ſind heute 
zur Zurückhaltung bezüglich ihrer finanziellen 
Leiſtungen verurteilt — auf dieſe höchſt einfache, 
billige und praktiſche Weiſe das Studium der Ge⸗ 
ſamtaufgabe eines Kreiswirtſchaftsplanes ein⸗ 
leiten könnten, daß — erſt nach Feſtſtellung der 
wichtigſten Mängel — in den dringlichſten Fragen 
helfend eingegriffen werden kann und daß ſich auf 
dieſem langſam gewonnenen Material ſpäter der 
eigentliche Kreiswirtſchaftsplan aufbauen kann. 

Vorausſetzung für das gute Reſultat wäre hier⸗ 
bei jedoch, daß der gewählte Sachbearbeiter auf der 
einen Seite die nötige ſiedlungstechniſche, ſtädte⸗ 
bauliche und wirtſchaftliche Erfahrung beſitzt, und 
daß er andererſeits ſtändig mit den Aufgaben des 
Kreiſes in Fühlung bleibt. Es wird ſich ſo vor 
ſeinem geiſtigen Auge auch ohne umfangreiche 
zeichneriſche Arbeitsleiſtung das Bild eines Planes 
formen, er wird zielmäßig auf die ſpätere Durch- 
führung eines ſolchen hinarbeiten, und es werden 
bei Teilentſcheidungen ſo die Fehler vermieden 
werden, daß ohne ein ſolches inneres Planbild — 
wenn man ſo ſagen darf — Zuſtände geſchaffen 


werden, die ſich nachher in eine vernünftige plan- 
mäßige Entwicklung nicht mehr einſchalten laſſen. 

Oder mit anderen Worten, die Arbeit eines 
Kreiswirtſchaftsplanes kann in Etappen und 

aten zerlegt werden, und die Durchführung des- 
ſelben kann ſo den jeweiligen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen angepaßt werden. 

In erſter Linie wird die Statiſtik des Kreiſes 
auszubauen fein, die für alle Fragen erft die ge- 
eignete Unterlage bietet. Am richtigſten wäre es, 
wenn für alle Spezialfragen, wie 

Landwirtſchaft, 

Induſtrie, 

Handel und Verkehr, 

Volks⸗Wohlfahrt und Bildungsweſen, 

Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen 
und andere Fragen, die ſich aus der beſonderen 
Lage ergeben, beſondere Arbeitsausſchüſſe gebildet 
werden, die dem Kreisausſchuß und dem Sach⸗ 
bearbeiter das nötige Einzelmaterial an die Hand 
geben. In dieſem Zuſammenhang muß allerdings 
auch darauf hingewieſen werden, daß die Ver- 


waltung des Kreiſes ſich vor ganz neue Aufgaben 


geſtellt ſehen wird, јо insbeſondere auf dem Ge- 
biet der ſozialen Fürſorge und des 
Grundſtücksweſens. Wenn im Voran- 
gegangenen kurz die Notwendigkeit angedeutet 
wurde, für den neuen Inhalt der Wirtſchaftsent⸗ 
wicklung das neue Kleid der kulturellen Entwick⸗ 
lung zu geben, ſo iſt das in dieſem Zuſammenhang 
[р eier жуы нш Aufgaben auf 

‚turellem ie r den Landkreis ganz uner⸗ 
ſchöpflich find. a 

Es kann ſelbſtverſtändlich nicht nur die Aufgabe 
eines Kreiſes ſein, die höchſte wirtſchaftliche 
Blüte hervorzurufen. Wenn er weiter nichts im 
Auge hätte, ſo würde er letzten Endes keinen Er⸗ 
folg zu verzeichnen haben. Erſt wenn der neu 
beſchäftigten und zweckmäßig angeſiedelten Landbe⸗ 
völkerung, wenn der in der Nähe ihrer Werke 
hauſenden Induſtriebevölkerung auch der geiſtige 
Mittelpunkt, das geiſtige Ziel in unmittelbarem 
Zuſammenhang mit ihrer Arbeit gegeben ſein 
wird, wird Ordnung und Ruhe und Blüte ein⸗ 
kehren. Erſt dann wird es möglich ſein, der ſtetig 
noch zugunſten der Großſtadt⸗Vermehrung herab- 
ſinkenden Wagſchale Einhalt zu gebieten und ſo⸗ 
wohl der tatſächlichen, als auch der nur 
geiſtigen Landflucht zu ſteuern. 

Ganz beſonders iſt hierbei auf die ernſten Tat⸗ 
ſachen hinzuweiſen, daß unſere neuen Oſt⸗Grenz⸗ 
kreiſe eine langſame, aber ſtändige Einwohnerver⸗ 
minderung zu verzeichnen haben. Das ſollte uns 
ein deutlicher Mahnruf ſein! Auch die 
behördliche Anſiedlungstätigkeit ſchafft hier bis 
jetzt leider keine nennenswerten Gegenmittel. Eine 
gewiſſe Durchorganiſierung der Beſiedlung des 


flachen Landes mit Zentren und Nebenzentren 
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wird nötig ſein; grundſätzlich wird aber erſt die 
Dezentraliſation es ermöglichen, den ſchärfſten 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land zu beſeitigen, 
oder mit anderen Worten erſt die Staffelung von 
der Großſtadt über die Mittelſtadt, die Kleinſtadt 
oder Gartenſtadt oder über das Induſtrieband 
zum Dorf und flachen Land zu ermöglichen! 

Gerade die Entwicklung des Verkehrs und da⸗ 
mit der Induſtrialiſierung und gerade unſere 
ſchwierige wirtſchaftliche Lage zwingen uns zum 
Studium dieſer Rationaliſierungsfragen, zwingen 
uns zu zuſammenfaſſender Planung. Gerade die 
Landkreiſe werden dieſer Aufgabe näher treten 
müſſen. Hierbei ſpielt es keine Rolle, ob in dem 
einen die Landwirtſchaft überwiegt oder im an⸗ 
deren die Induſtrie, ob hier die Forſtwirtſchaft 
beſonders zu berückſichtigen iſt oder der Fremden⸗ 
verkehr. 

Wir haben auf jedem Gebiet und in jedem Wirt⸗ 
ſchaftszweig Ordnung zu ſchaffen! Und die ſoge⸗ 
nannte Armut unſerer Zeit! Sie iſt ein Schlag⸗ 
wort! Im Grunde genommen iſt unſere Zeit 
reicher als jede andere vorher, denn bis jetzt werden 
ſtets neue Werte produziert, und nachgewieſener⸗ 
maßen haben ſich die Lebensformen und Verhält⸗ 
niſſe der Menſchen ſtetig verbeſſert. 

Wir haben, wie geſagt, nichts weiter als Stö⸗ 
rungen des Umlaufs! Sie im einzelnen zu unter⸗ 
ſuchen, iſt hier nicht möglich. Das würde gerade 
mit die Aufgabe jedes beſonderen Falles ſein. 
Grobe Organiſationsfehler werden ſich bei ge⸗ 
ſtörtem Umlauf auf alle Fälle mehr bemerkbar 
machen als bei normalem Arbeiten. 
Gerade unſere wirtſchaftlichen Schwie⸗ 
rigkeiten verlangen die Rationaliſierung, die 
Wirtſchaftsplanung! Mit der paſſiven Leitung iſt 
da nichts getan und das Hereinbrechen einer wirt- 
ſchaftlichen Kataſtrophe, die wir, nebenbei bemerkt, 
ja {боп haben, wird durch Flicken an Teilſchäden 
nicht verhindert, ſondern das mangelnde Ein⸗ 
greifen beſchleunigt nur den Verfall. Durch die 
Aufſtellung regionaler Nutzungspläne werden die 
Landkreiſe die kommende Landesplanung 
vorbereiten, ſie werden damit den wirtſchaft⸗ 
lichen und geiſtig⸗ kulturellen 
Wieder- Aufbau unſeres Vater- 
landes vorbereiten und weſentlich 
fördern, ſie werden durch beſondere Maß⸗ 
nahmen im Zuſammenhang mit einem Wirt⸗ 
ſchaftsplan den einzig wirkſamen Schutzwall für 
das Deutſchtum hier im Oſten unſeres Vater⸗ 
landes errichten. 

Durch Zuſammenfaſſung aller 
geiſtigen Kräfte ihres Gebietes 
werden ſo die Kreiſe die geiſtige 
Führung des flachen Landes auf 
wirtſchaftlichem und kulturellem 
Gebiet übernehmen. 
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Grundfäglihes zur Neubautätigkeit im Jahre 1926. 


Bon Dr. Speer, Oppeln. 


Wes ijt ein ſchweres Jahr für den Klein- 
wohnungsbau zu Ende gegangen. Unermüdlich 
haben die berufenen Vertreter des Kleinwohnungs⸗ 
weſens, die Vorkämpfer geſunder Wohnungs⸗ 
politik und die Leiter der deutſchen Baugenoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung darauf hingewieſen, daß die jtaat- 
liche Unterſtützung des Kleinwohnungsbaus lange 
nicht ausreichend iſt, daß bei Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken von 4 bis 5000 Mark je Wohnung 
die tatkräftigſte Wohnungsbauorganiſation ſich 
totlaufen muß. Auch in Oberſchleſien waren denk— 
bar größte finanzielle Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden. Wenn es trotzdem gelang, das por- 
geſehene Bauprogramm wenigſtens annähernd 
durchzuführen, iſt es in erſter Linie den Re⸗ 
gierungsſtellen zu verdanken, die alles daran 
ſetzten, um Wohnungsbaumittel in möglichſtem 
Umfang nach Oberſchleſien hereinzubringen. 
Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Ober- 
ſchleſien hat auch in dieſem Jahre ihr Arbeits- 
gebiet erweitert und ausgebaut. Auf 1323 Woh⸗ 
nungen im Jahre 1923 folgten 1886 Wohnungen 
im Jahre 1924 und rd. 2100 voll betreute Woh⸗ 
nungen im Jahre 1925, ein Beweis, daß der Weg 
ſtetig und richtig war trotz noch јо vieler Auf- 
wendungen, ein Beweis auch, daß gerade in Ober- 
ſchleſien eine ſolche Zentrale einer klaren Not- 
wendigkeit entſpricht. Die allerdings ausſichtsloſe 
Annahme eines von deutſchnationaler Seite im 
Landtag eingebrachten Antrages, der darauf hin- 
zielt, die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften rein 
finanziell einzuſtellen und ihnen jede Plan- und 
Entwurfsbearbeitung zu nehmen, wäre für den 
geſamten oberſchleſiſchen Kleinwohnungsbau ein 
kaum zu überwindender Schlag. Gerade in Cher: 
ſchleſien, wo es ſich nicht nur darum handelt, an 
beliebiger Stelle möglichſt viel Wohnungen zu 
ſchaffen, ſondern, wo es darauf ankommt, den 
durch die Grenzziehung verwirrten Organismus 
des Induſtriegebietes planmäßig neu zu geſtalten, 
muß die Wohnungsbautätigkeit in ihrer ſtädte⸗ 
baulichen Gruppierung einheitlich geregelt werden. 
Abgeſehen ferner davon, daß das Bauweſen in 
Oberſchleſien vor dem Kriege auf einem nicht 
allzu hohen Niveau ſtand, iſt gerade jetzt im 
Kleinwohnungsbau die Finanzierung eine un- 
trennbar mit der Planung verknüpfte Spezial⸗ 
frage, ſodaß ſchon aus dieſem Grunde jede Ande⸗ 
rung des beſtehenden Zuſtandes ſchwerſte Aus- 
wirkungen haben müßte. Die Unkoſten einer zu— 
ſammenfaſſenden Entwurfs- und Planbearbei— 
tungsſtelle ſind überdies niedriger als die Hono— 
rare, die viele Einzelſtellen, wenn ſie exiſtieren 
wollen, fordern müſſen. Und ebenſo wichtig wie 
eine einwandfreie Planung iſt auch eine ordnungs⸗ 


mehr tragen können. 


mäßige Ausſchreibung und Vergebung der Bau- 
arbeiten durch eine überparteiiſche, mit allen 
Fragen der Bauwirtſchaft und Technik vertraute 
Stelle. Auch hier laſſen ſich ganz erhebliche Ver⸗ 
billigungen der Bauausführung durch einheitliches 
Vorgehen erzielen. 

Für die Zukunft liegt das dringendſte Er⸗ 
fordernis auf dem Gebiete der Finanzierung. Un⸗ 
bedingt iſt eine Erhöhung der Hauszinsſteuern 
anzuſtreben. Ganz allgemein müſſen durch die 
Hauszinsſteuern mindeſtens 70 bis 80 % der 
Baukoſten abgedeckt werden, da die Koſten der 
erſtſtelligen Beleihung ſo hoch ſind, daß unmög⸗ 
lich mehr als 20% der Baukoſten durch Privat⸗ 
gelder finanziert werden können. Sonſt tritt der 
Zuſtand ein, daß die Kreiſe, die unter der Woh- 
nungsnot am ſchärfſten zu leiden haben, wegen 
ihrer finanziellen Notlage einfach die Neubaus 
miete, ganz abgeſehen von der Finanzierung, nicht 
Zudem muß der Kampf 
gegen die in Oberſchleſien beſonders kraſſe Woh⸗ 
nungsnot, die ja ſeit der Reiſe des Oſtausſchuſſes 
wieder einmal auch für die breite Offentlichkeit 
aufgedeckt worden iſt, durch beſondere reichliche 
ſtaatliche Zuſatzhypotheken gefördert werden. Das 
ſchon jetzt geübte Verfahren, für Flüchtlingswoh⸗ 
nungen und kinderreiche Familien Zuſatzhypo⸗ 
theken zu den normalen Hauszinsſteuerhvvotheken 
zu gewähren, ift zweckmäßig auf alle die Bau- 
vorhaben auszudehnen, die der Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot dienen, und wo die 
finanzielle Schwäche des Bauherrn der Durch— 
führung des Bauvorhabens unüberwindliche 
Schwierigkeiten in den Weg ſtellt. Sonſt erleiden 
wir in Oberſchleſien ein Fiasko des Wohnungs⸗ 
weſens, das über kurz oder lang zur Kataſtrophe 
führt. Unbedingt nötig ift es auch, daß die be- 
willigten und auch die vorgeſehenen Mittel mög- 
lichſt ſchnell eingehen, damit die Bautätigkeit ein⸗ 
mal nicht exit wieder ſtoßweiſe im Juli Auguſt 
des Jahres einſetzt, andererſeits die bisher in 
jedem Jahr einſetzende furchtbare Zwiſchenkredit— 
not eine Ausnutzung der Bauzeit einfach nicht zu— 
läßt. 

Zuletzt wird auch beſonders dafür Sorge ge- 
tragen werden müſſen, daß erſtſtellige Hypotheken 
(Landespfandbriefhypotheken, Sparkaſſenhypo⸗ 
theken, Privathypotheken evtl. mit ſtaatlicher Zins- 
ſicherung) zur Abdeckung der Reſtbaukoſten in ge- 
nügendem Umfange zur Verfügung geſtellt werden 
können. Es beſteht die ernſte Gefahr, daß, wenn 
die Beſchaffung ſolcher Hypotheken weiterhin ſo 
enorme Schwierigkeiten macht, der Baus 
zwiſchenkredit zu einem feſten Beſtandteil 
der Baufinanzierung wird. Das bedeutet aber 
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ein Totlaufen des geſamten Kleinwohnungsbaues, 
der in demſelben Augenblick ſeine Tätigkeit wird 
einſtellen müſſen, wo die Zwiſchenkreditträger in- 
folge Feſtlegens ihrer Mittel handlungsunfähig 
werden. 

Eng im Zuſammenhang mit den Finanzie⸗ 
rungsſchwierigkeiten der zu errichtenden Neu- 
bauten ſteht die Frage der Größe der neuen 
Wohnungen, und hier ſind leider die Anſprüche 
der Siedler in vielen Fällen doch noch zu hoch 
geſchraubt. Ja, das geht ſo weit, daß die Mit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaften die ihnen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Wohnungen nachher gar nicht 
voll ausnützen, ſondern die Hälfte ihrer Wohnung 
an Untermieter abvermieten, um ſich auf dieſe 
Weiſe eine Nebeneinnahme zu verſchaffen. Man 
kann nicht oft genug wiederholen, daß wir gerade 
in bezug auf die Größe unſerer Neubauten noch viel 
zu komfortabel ſind. Das im Krieg neutral ge⸗ 
weſene Holland, der Kriegsſieger England, ſie 
bauen ihre Siedlungswohnungen viel kleiner, als 
wir in unſerem verarmten Deutſchland es noch 
heute tun. Praktiſche Einſchätzung der gegebenen 
Möglichkeiten und finanziellen Notlage werden 
auch bei uns dazu führen müſſen, neu erſtellte 
Kleinwohnungen in bezug auf Raum nur ſo groß 
wie unumgänglich nötig auszuſtatten. Auch dieſe 
Geſichtspunkte ſind bei der Vergebung der für 
1926 zur Verfügung zu ſtellenden Mittel zu be⸗ 
rückſichtigen. 

Die allmähliche Klärung der Eingemeindungs⸗ 
fragen und die Fortſchritte bei der Bearbeitung 
des Generalſiedlungs⸗ und Bebauungsplanes für 
Oberſchleſien werden für das kommende Baujahr 
voll zu berückſichtigen ſein. Da die neuen Sied⸗ 
lungsgebiete allmählich feſtliegen, wird dem Flach⸗ 
bau, insbeſondere dem Heimſtättenbau, erhöhtes 
Intereſſe zugewendet werden. Mit einer ein⸗ 
wandfreien Rand⸗ und Innenſiedlung unſerer 
oberſchleſiſchen Städte ſteht und fällt ein großer 
Teil der durch die Aufſtellung des General⸗ 
bebauungsplanes erſtrebten ſtädtebaulichen Ziele, 
ja die Durchführung der geſamten oberſchleſiſchen 
Landesplanung. Aber nicht nur der Anlage, auch 
der Ausführung der Siedlungen muß weiterhin 
größte Sorgfalt gewidmet werden. Die Anwen⸗ 
dung einwandfreier und ſorgfältig durchkon⸗ 
ſtruierter Typenzeichnungen iſt für die Entwick⸗ 
lung des oberſchleſiſchen Siedlungsweſens nicht zu 
umgehen. 

Es iſt ein vollkommen falſcher Standpunkt, 
wenn man die Schaffung neuen Wohnraumes 
derart in den Vordergrund ſtellt, daß auf das Mus- 
ſehen und die Raumanordnung der Neubauten 
nicht das geringſte Gewicht gelegt wird. Das 
Gegenteil iſt anzuſtreben. Gerade heute, wo der 
Staat durch die Lage des Realkreditmarktes ges 
zwungen iſt, faſt jeden Neubau finanziell zu unter⸗ 


ſtützen, hat er nicht nur das Recht, ſondern auch 
die Pflicht, ſeinen durch finanzielle Hilfe vorhan⸗ 
denen Einfluß auf den Kleinwohnungsbau da⸗ 
hingehend einzuſetzen, daß auch wirklich in jeder 
Hinſicht einwandfreie Bauten entſtehen. Nur ſo 
kann der Kampf gegen den ſchlechten Geſchmack, 
ja geradezu Kitſch, den die Wohnungsproduktion 
der Vorkriegszeit uns beſcherte, wirkſam geführt 
und die Bauherren ſelbſt zu guten einfachen, 
äſthetiſch und praktiſch einwandfreien Bauformen 
bekehrt werden. 

Vor allem aber iſt und bleibt auch in Zukunft 
die Durchführung der Typiſierung und Normali⸗ 
ſierung wichtigſte Aufgabe aller am Kleinwoh⸗ 
nungsbau intereſſierten und für ſeine Durehfüh⸗ 
rung verantwortlicher Stellen. In Heft 12 des 
vorigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift ſind mehrere 
Urteile hervorragender Fachleute über die Typi⸗ 
ſierung wiedergegeben, die die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit derſelben unverrückbar feſtlegen. 

Und dieſe Forderungen gelten nicht nur für zu⸗ 
ſammenhängende Hausgruppen, die von Bau- 
organiſationen errichtet werden, ſie gelten nicht 
nur für ſtädtiſche und vorſtädtiſche Siedlungen, 
nein, fie behalten für das einzelſtehende Klein- 
wohnungshaus auf dem Lande voll ihre Gültig⸗ 
keit. Und hier iſt durch ſchärfſte Kontrolle der mit 
Hilfe von Landarbeitermitteln er⸗ 
ſtellten Bauten die Möglichkeit gegeben, dem 
Typenhaus auch auf dem Lande Eingang zu ver⸗ 
ſchaffen. Schon jetzt findet man oft bei Privat⸗ 
bauten auf dem Land Nachahmungen der von der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft hergeſtellten Land⸗ 
arbeiterwohnungen. Um ſo mehr werden die mit 
Landarbeitermitteln hergeſtellten Bauvorhaben 
auf Durchführung ſtreng nach der geprüften Zeich⸗ 
nung kontrolliert werden müſſen. Die Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft wird es in Zukunft ſcharf ab⸗ 
lehnen, ländliche Bauvorhaben, die blindlings 
ohne Rückſicht auf ihre Finanzierbarkeit begonnen 
wurden und meiſtens unter aller Kritik ſtehende 
Entwürfe haben, dann, wenn der Bau eingeſtellt 
werden mußte, finanziell zu unterſtützen. Dieſe 
Konzeſſionen an den ſchlechten Geſchmack der 
ländlichen Bauherren dürfen einfach nicht mehr 
gemacht werden. Noch in anderer Hinſicht iſt der 
Löſung des Landarbeiterproblems im kommenden 
Baujahr erhöhte Beachtung zu ſchenken. Eine 
reinliche Scheidung zwiſchen reinen Landarbeitern 
und ſolchen Arbeitern, die gelegentlich auch ge⸗ 
werblich tätig ſind, wird ſich bei den geſondert 
gelagerten Verhältniſſen in Oberſchleſien nie 
durchführen laſſen. Gerade in Oberſchleſien findet 
eine fortwährende Fluktuation der kleinen land⸗ 
wirtſchaftlichen und der Arbeiterbevölkerung, ein 
häufiger Wechſel aus der Landwirtſchaft zur In⸗ 
duſtrie und zurück ſtatt. Wir werden letzten Endes 
in Oberſchleſien dazu kommen, daß wir die Fertig⸗ 
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induſtrie mehr und mehr in die ländlichen Gegen- 
den hereinbringen, um den Beſitzern ſchlechten 
Bodens erweiterte Arbeitsmöglichkeiten zu ſchaffen. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus läßt es ſich recht⸗ 
fertigen, daß ſolche landwirtſchaftlichen Arbeiter 
Darlehen erhalten, bei denen keine Gewähr für 
dauernde Beſchäftigung in der Landwirt- 
ſchaft beſteht. Eine ſtrenge Grenze iſt jedoch zu 
ziehen gegenüber Landwirten, die gleichfalls 
nebenher Induſtriearbeiter ſind. Dieſe bearbeiten 
nur den eigenen Acker, ſind alſo nicht geeignet, 
ausländiſche Saiſonarbeiter zu erſetzen, was bei 
Arbeitern, auch wenn ſie nicht ausſchließlich land⸗ 
wirtſchaftlich tätig ſind, ſtets der Fall iſt. 

Es iſt von Wert, der oberſchleſiſchen Land⸗ 
arbeiterbevölkerung durch die Möglichkeit in⸗ 
duſtrieller Nebenarbeit eine gewiſſe Frei- 
zügigkeit zu erhalten und ſo eine Reſerve an 
Arbeitskräften zu ſchaffen, die nach Bedarf ſowohl 
in der Landwirtſchaft als auch in der Induſtrie 
eingeſetzt werden kann. Bei ſchleppender Induſtrie⸗ 
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konjunktur kann auf dieje Weiſe Arbeitsloſigkeit 
in der Großſtadt durch Beſchäftigungsmöglichkeit 
auf dem Lande gemildert werden, während die 
Induſtrie beim Daniederliegen der Landwirtſchaft 
im allgemeinen die Möglichkeit haben wird, 
arbeitsloſen Landarbeitern für eine gewiſſe Zeit 
Arbeitsmöglichkeiten zu geben. Das ſoziale Wro- 
ment, das hierin liegt, verdient immerhin Be⸗ 
rückſichtigung. 

So bringt das kommende Baujahr ſchwere Auf⸗ 
gaben für den gemeinnützigen Kleinwohnungsbau. 
Will man ihnen gerecht werden, fo ift enges Zus 
ſammenarbeiten aller verantwortlichen Stellen 
unbedingt nötig, vor allem aber werden die Träger 
des Kleinwohnungsbaues ohne verſtändnisvolle 
Mitarbeit der übrigen Bevölkerungskreiſe kaum 
der Schwierigkeiten Herr werden. Nach einheit- 
lichen Geſichtspunkten, mit einheitlicher Planung 
zu arbeiten, iſt auch 1926 das erſtrebenswerte Ziel 
bei der D Durchführung der neuen Bautätigkeit. 


Produktive Erwerbsloſenfürſorge. 
Von Dr. 3Zdralek, Oppeln. 


NG ſtändige Verſteifung der wirtſchaftlichen Lage 
vergrößert die Zahl der Arbeitsloſen von Tag 
zu Tag immer mehr, und es iſt nicht abzuſehen, 
wann in dieſer Entwicklung ein Stillſtand, ge- 
ſchweige denn ein Rückgang erfolgen wird. Die 
ſozialen Laſten, die damit den Trägern der Wohl- 
fahrtseinrichtungen und der Erwerbsloſenfürſorge 
aufgebürdet werden, ſteigen ins Ungemeſſene und 
ſind für das durch Steuern erſchöpfte Volk kaum 
mehr tragbar. Auf der anderen Seite bringen die 
Zuwendungen, die dem großen Heer der Arbeits- 
loſen durch öffentliche Mittel zufließen, dieſem 
kaum eine wirtſchaftliche Erleichterung. Auch die 
Beſtimmungen über die Produktive Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge, die der ſtändigen Arbeitsnot Einhalt ge- 
bieten und die Laſten des Volksganzen produktiv 
geſtalten ie haben ſich nicht als ausreichend 
erwieſen. Die Regierung mußte infolgedeſſen dazu 
übergehen, die Bedingungen für eine Förderung 
von Arbeiten aus Mitteln der Produktiven Er- 
werbsloſenfürſorge weitgehend zu erleichtern. Dieſe 
Erleichterungen haben ſich aber leider nur nach 
einer Richtung hin ausgewirkt, nämlich in einer 
Erhöhung der Darlehnsſätze, die für die Aus⸗ 
führung der Notſtandsarbeiten jetzt gewährt 
werden können, und in einer Herabſetzung der Hier- 
für zu zahlenden Zinſen. Der Umkreis der Are 
beiten, die für eine Förderung aus Mitteln der 
Produktiven Erwerbsloſenfürſorge in Betracht 
kommen, ift dagegen genau jo eingeſchränkt ge- 
blieben, wie vorher. Insbeſondere wird man 


weiter damit rechnen müſſen, daß Arbeiten, bei 
denen die erforderlichen Löhne nicht ganz bedeu- 
tend die Materialkoſten überwiegen, als Notſtands⸗ 
arbeiten nicht anerkannt werden. Ausſchlaggebend 
für die Entſcheidung bleibt auch heute noch das 
Beſtreben, bei jeder Notſtandsarbeit eine möglichſt 
große Anzahl von Erwerbsloſen beſchäftigen zu 
wollen. Man überſieht bei dem Gedankengang 
vollſtändig, daß auch das erforderliche Material 
die Beſchäftigung einer großen Anzahl von Mr- 
beitern vorausſetzt. Man überſieht vollkommen 
die mittelbare Wirkung auf dem Arbeitsmarkt und 
hält ſich krampfhaft an die ins Auge ſpringende 
Entlaſtung der unproduktiven Erwerbsloſenfür— 
ſorge. Durch dieſe enge Einſtellung ſchließt man 
eine unſerer wichtigſten Schlüſſelinduſtrien, name 
lich das Baugewerbe, von den Wohltaten der Pro- 
duktiven Erwerbsloſenfürſorge faſt ganz aus. Man 
durchbricht dieſen Grundſatz lediglich bei der För⸗ 
derung der Landarbeiterwohnungen und hier nur 
deshalb, weil man ſich der Erkenntnis allgemein 
nicht mehr verſchließen kann, daß wir eine große 
Anzahl Notſtandsarbeiter einer dauernden anderen 
Beſchäftigung zuführen müſſen, falls wir nicht 
die Laſt auf uns nehmen wollen, ſie lebenslänglich 
als Erwerbsloſe zu führen. Je ſchneller dieſes 
Problem gelöſt wird, um fo beffer für die Arbeiter- 
ſchaft, für die Steuerzahler und für die Volks⸗ 
gemeinſchaft. Aber auch hier geht man ſehr oft 
bei der Förderung des Landarbeiterwohnungs⸗ 
baues durch Produktive Erwerbsloſenfürſorge⸗ 


unterſtützung gerade umgekehrte Wege. Man 
ſchafft noch nicht Landarbeiter dadurch, daß man 
Odland kultuviert und dadurch Neuland ſchafft und 
dieſes dann mit Landarbeiterwohnungen beſetzt. 
Erſt muß die Landarbeiterſiedlung da ſein. Dann 
möge man die in geſunden Wohnungen arbeits⸗ 
ähig erhaltenen Arbeiter dazu verwenden, um 
Neuland zu ſchaffen. Dabei darf man aber nicht 
in den Fehler verfallen, den Begriff des „Landes“ 
allzu eng zu faſſen. Der Begriff des Landes kann 
nur im Gegenſatz zu den Großſtädten, bezw. 
größeren Städten, aufgefaßt werden, er muß die 
Bezeichnung fein für die Lebensweiſe des Ein- 
zelnen. Man erhält einen Landarbeiter nicht 
widerſtandsfähig, wenn man einen Einzelnen hin⸗ 
ſetzt ins flache Land hinein und ihn dann ſeinem 
Schickſal überläßt. Die Landarbeiterſiedlungen 
müſſen vielmehr entſtehen im Anſchluß an ſchon 
vorhandene, kleinere Gemeinweſen, und das Ge- 
meinweſen muß ihnen den nötigen Rückhalt geben 
und das Intereſſe in ihnen erwecken, für die Ge- 
meinſchaftsarbeit, für die Gemeinſchaftsarbeit in 
wirtſchaftlichen, kulturellen und letzten Endes aber, 
was nicht überſehen werden darf, in nationalem 
Sinne. Um dieſes Ziel zu erreichen, ift es falſch, 
die Förderung ſolcher Bauten von dem Vor- 
handenſein umfangreicher Eigenſchaften als Land⸗ 
arbeiter abhängig zu machen, ſondern durch ſolche 
Bauten ſoll der Betreffende ja erſt Landarbeiter 
werden. Geht man von dieſem Geſichtspunkt aus, 
dann wird die Förderung in weiteſtem Sinne pro- 
duktiv werden, — vroduktiv werden nicht in dem 
Sinne, daß aus der Förderung in kürzeſter Zeit 
ſinanzielle Verzinſung oder gar Vorteile ſpringen, 
ſondern in dem Sinne einer allmählichen Ein⸗ 
ſtellung des wirtſchaftlichen Elends und einer 
ſchrittweiſen Geſundung unſeres Volkslebens. Des- 
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halb darf man auch keinen Anſtand daran nehmen, 
den Kleinwohnungsbau im allgemeinen 
aus Mitteln der Notſtandsarbeiten zu finanzieren; 
denn das Vorhandenſein geeigneter Wohnungen 
iſt die „conditio sine qua non“ für jedes geordnete 
Wirtſchaftsleben, iſt die Grundlage für unſere 
Kultur, die infolge der hohen ſozialen Laſten heute 
weit mehr als erträglich gelitten hat. In dieſer 
Erkenntnis ſoll man deshalb mit den Mitteln 
der Produktiven Erwerbsloſenfürſorge auch dem 
Fabrikarbeiter geſunde Daſeinsbedingungen 
ſchaffen durch geſunde Wohngelegenheit, wenn es 
ſein muß auch durch Hochbauten, für deren ein⸗ 
wandfreie Ausführung gerade die Gem. Woh- 
nungsfürſorgegeſellſchaften bürgen und den Be— 
fähigungsnachweis erbracht haben. Dann wird 
auch der Fabrikarbeiter ſeßhaft werden, und ſein 
einſeitiges Streben nach hohem Lohn wird abgelöſt 
werden durch den Drang nach möglichſt kulturellem 
Wohlbefinden, und das ſicherlich nicht zum Schaden 
der Volkswirtſchaft. 

Eine ſolche Aufgabe darf nicht an fehlenden 
Finanzierungsmöglichkeiten ſcheitern. Reichen die 
Mittel des eigenen Landes nicht aus, dann ſoll 
man ſchließlich auch verſuchen, ausländiſches Ka⸗ 
pital für dieſe Ziele flüſſig zu machen. Man hat 
ſoviel darüber geſchrieben und geſprochen, wie man 
unſere Zahlungen aus dem Dawes-Abkommen 
unterbringen kann, ohne daß fie den Gläubiger- 
ſtaaten zum direkten Nachteil geraten oder unſere 
Induſtrie in eine angeblich unberechtigte Vor- 
rangſtellung ſetzen. Es wäre der Mühe wert, den 
aufgetauchten Gedanken, dieſe Zahlungen im An⸗ 
leihewege dem Kleinwohnungsbau in Deutſchland 
nutzbar zu machen, energiſch und ausgiebig weiter 
zu verfolgen. 

Aber Eile tut not. 


vermiſchtes. 


Städtebaugeſetz. 
Entſchließungen der Breslauer Arbeitsgemeinſchaft 
für Wohn⸗ und Bodenrecht. 

Die Breslauer Arbeitsgemeinſchaft für Wohn⸗ und 
Bodenrecht hatte für den Abend des 17. Februar eine 
Kundgebung für das Bodenreformgeſetz und für das 
Preußiſche Städtebaugeſetz nach dem großen Saale des 
Schießwerders einberufen. Der Saal war bis auf den 
еп Platz gefüllt, zahlreiche Behörden waren ver- 
reten. D 

Nach Vorträgen von Herrn Paſtor Bederke und 
Landtagspräſident Peus faßte die Verſammlung 
wei an die Reichsinſtanzen bezw. den Magiſtrat der 
Stadt Breslau gerichtete Entſchließungen, die wir 
nachſtehend zum Abdruck bringen. 

t Entſchließung. 

1. Die Breslauer Arbeitsgemeinſchaft 
für Wohn⸗ und Bodenrecht wendet ſich mit 
aller Entſchiedenheit den Strömungen einer kleinen 
aber kapitalsmächtigen Intereſſenſchicht entgegen, die 


es bisher immer zu verhindern gewußt hat, daß eine 

Bodengeſetzgebung geſchaffen wurde, die den Ge⸗ 

meinden die Erfüllung ihrer dringendſten Aufgaben 

auf dem Gebiete des Siedlungsweſens erleichtert. 
Die Arbeitsgemeinſchaft hofft, daß Reichsregierung 
und Reichstag beſonders im Hinblick auf Wohnungs⸗ 
not, Landnot und Arbeitnot breiteſter Volksmaſſen, 
dem Drängen ſolcher kurzſichtigen und verhängnis⸗ 
vollen Intereſſenpolitik nicht nachgeben. Wir erwarten 
vielmehr, daß 
1. ein Bodenreformgeſetz im Sinne der Be⸗ 
ſchlüſſe des „Ständigen Beirats für Heimſtätten⸗ 
weſen beim Reichsarbeitsminiſterium“ baldigſt 
verabſchiedet wird. 

Wir begrüßen den Städtebaugeſetz⸗Ent⸗ 
wurf des Wohlfahrtsminiſteriums, der auf dem 
Gebiete unſeres Wohnweſens dem Standpunkt des 
Allgemeinwohls in erfreulicher Weiſe gerecht zu 
werden ſucht, hoffen aber, daß durch die Beratun⸗ 
. noch weſentliche Verbeſſerungen eingefügt 
werden. 
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3. Bei dem großen Wohnungsmangel, wo jede Woh- 
nung und jeder Geſchäftsraum gewiſſermaßen 
Monopolgut iſt, erwarten wir vom Reich und der 
Volksvertretung, daß eine Lockerung der Woh⸗ 
nungs⸗Planwirtſchaft im Intereſſe des 
geſamten ſchaffenden Volkes unterbleibt, und daß 
der F nicht ab⸗ ſondern ausgebaut 
wird. 

4. Die Mittel aus der Haus⸗Entſchuldungs⸗ 
ſteuer ſollen gerechterweiſe reſtlos der Schaffung 
von Wohn- und Wirtſchaftsheimſtätten dienen, zu⸗ 
mal eine Grundwertſteuer nach dem Muſter 
von Anhalt immer noch ausſteht, trotzdem die 
ſegensreichen Wirkungen einer ſolchen gerechten 
Bodenbeſteuerung längſt offen zutage liegen. 

Die kapitalbildenden Unternehmun⸗ 
gen und öffentlichen Kaſſen (Verſicherungskaſſen, 
Sparkaſſen, Krankenkaſſen uſw.) müſſen geſetz⸗ 
lich verpflichtet werden, einen weſentlichen Teil 
ihrer Einnahmen dem gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
bau zuzuführen. 

6. Der Reichsregierung empfehlen wir dringend die 
Einführung der geſetzlichen Wohnungsſpar⸗ 
pflicht für alle Staatsbürger männlichen wie 
weiblichen Geſchlechts, weil es noch wertvoller iſt, 
die Zukunft der 25 jährigen als die der 65 jährigen 
zu ſichern. 

т. Von der Reichsbahn verwaltung erwarten 
wir, daß ſie in dem Beſtreben fortfährt, durch 
einen verbilligten und ausreichenden Trieb- 
wagen verkehr nach den Vororten die 
Ausjiedlung großer Volksmaſſen und Induſtrien 
in ſteigendem Maße zu ermöglichen. 

Wenn in ſolcher Weiſe überall das Volks wohl 
den Spehulationsintereſſen vorangeſtellt wird, jo wird 
trotz ſchwerſter Zeit eine Geſundung unſeres Volks- 
körpers von innen heraus immer möglich ſein. 
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Die am 17. 2. 26 im großen Schießwerderſaale ver- 
ſammelten Vertreter der Breslauer Arbeits⸗ 
gemeinſchaft für Wohn⸗ und Bodenrecht 
unterſtützen die Stadtverwaltung in ihrem Beſtreben, 
alle Möglichkeiten zu erſchöpfen, die dazu führen 
können, die ungeſunde Zuſammenballung großer 
Volksmaſſen in engen Mietskaſernenvierteln in Zu⸗ 
kunft zu verhindern. Dieſes Ziel kann nur erreicht 
werden, wenn es der Stadtverwaltung in weiteſtem 
Umfange gelingt, ihre Eingemeindungsabſichten zur 
Durchführung zu bringen. 

Damit aber das neue Breslau möglichſt ſchnell ſich 
zu einer wirklichen Gartenſtadt entwickeln kann, er⸗ 
achten wir die Durchführung folgender Wünſche für 
dringend erforderlich: 

1. Es müſſen in allen Stadtteilen, beſonders bei 
begonnenen Siedlungen, durch Ortsſtatut Heim⸗ 
ſtättengebiete geſchaffen werden. 

2. Den alten Gartenkolonien iſt in Zukunft 
jeglicher Schutz zu gewähren, und neue Garten⸗ 
heimſtätten⸗Dauerkolonien find in 
größter Stadtnähe in allen Stadtteilen für die 
Mietskaſernenbewohner zu ſchaffen. 

3. Die Stadt muß in ausreichendem Maße ſolches 
Heimſtättenland aufkaufen und an die Siedler 
gegen einen tragbaren Zinsſatz in Erbbau⸗ 
recht oder Erbpacht ausgeben, damit die Spar⸗ 
groſchen der Siedler dem Wohnungsbau ver⸗ 
bleiben. 

4. Eine Heimſtättenſparkaſſe in Anlehnung 
an die ſtädtiſche Sparkaſſe wird beſonders der 
Jugend einen Anreiz bieten, für die zukünftige 
Heimſtätte rechtzeitig zu ſparen, wenn die Stadt 
in Ausſicht ſtellt, in Höhe der Sparſumme eine 


ches 


В eim 


SEN Hypothek aus ſtädtiſchen Mitteln zuzu⸗ 

ießen. 

5. Endlich bitten wir die Stadtverwaltung, in jeder 
Weiſe die Hand dazu zu bieten, daß durch 
Hebung des Vorortsverkehrs eine De- 
zentraliſation unſerer Großſtadt gefördert wird. 


„Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und Handwerk.“ 

Die Ratiborer Handwerker hatten Beſchwerden 
gegen die „Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Ober⸗ 
ſchleſien, G. m. b. H. in Oppeln“ (genannt „Wofo“) 
über die Vergebung der Wohnungsbauten erhoben. 
Zur Klärung der Angelegenheit fand am 14. Januar 
1926 in Ratibor im Magiſtratsſitzungsſaal unter dem 
Vorſitz von Herrn Bürgermeiſter Ellendt eine ein⸗ 
gehende Ausſprache über die genannten Streitpunkte 
zwiſchen der „Wofo“ und den Ratiborer Handwerkern 
ſtatt. Es handelt ſich um rd. 118 Wohnungen, für die 
die Erd⸗, Maurer-, Zimmer- und Dachdeckerarbeiten 
ſämtlich, ſowie die Tiſchler⸗ und Glaſerarbeiten teil- 
weiſe vergeben ſind. Bei der Ausſprache ſtellte ſich 
heraus, daß von ſämtlichen Arbeiten bislang nur der 
winzige Bruchteil von 72% an nicht Ratiborer 
Firmen vergeben worden ift. Die 7,2% verteilen 
ſich zum Teil auf Oppelner, zum Teil auf Gleiwitzer 
Firmen. 

Es wurde weiterhin feſtgeſtellt, daß die Ausſchrei⸗ 
bungen völlig einwandfrei nach den ſtaatlichen Grund- 
ſätzen als beſchränkte Ausſchreibung durchgeführt 
worden ſind und hierbei beſtimmungsgemäß jeweils 
eine auswärtige Firma zugezogen wurde. Auf die 
Frage, ob juit der beſchränkten Ausſchreibung, bei 
der möglichfſt nur gute Firmen hinzugezogen werden, 
eine öffentliche Ausſchreibung erwünſcht wäre, er⸗ 
klarten fih die Ratiborer Handwerker einſtimmig für 
das bisherige Verfahren. 

Somit entfiel jede Grundlage für die Angriffe. Das 
Ausſchreibungs⸗ und Vergebungsverfahren der „Wofo“ 
wurde von den Ratiborer Handwerkern als vollſtändig 
einwandfrei anerkannt. Es wurde ſogar einſtimmig 
auf Fortführung des bisherigen Verfahrens gedrängt. 

In Heft 8 des Jahrgangs 1925 dieſer Zeitſchrift 
wurde bereits ſcharf auf die Notwendigkeit des Zu⸗ 
ſammengehens zwiſchen Handwerk und Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften hingewieſen. Auch im ober⸗ 
ſchleſiſchen Handwerk wird ſich die Erkenntnis lang⸗ 
ſam Bahn brechen, daß bei dem nur gerechtfertigten 
Beſtreben der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, Bau⸗ 
koften und damit Unternehmergewinn in mäßigen 
Grenzen zu halten, doch das einheimiſche Handwerk, 
ſoweit es nur irgend geht, vorzugsweiſe berückfichtigt 
wird. 

So iſt es z. B. ſtreng vermieden worden, Firmen, 
die nicht in Oberſchleſien ihren Sitz haben, zur Aus⸗ 
führung oberſchleſiſcher Kleinwohnungsbauten heran⸗ 
zuziehen. Werden wirklich Arbeiten an auswärtige 
Firmen vergeben, ſo ſind meiſtens bei den Koſten⸗ 
anſchlägen derartige Preisunterſchiede zu verzeichnen 
geweſen, daß eine Außerachtlaſſung der auswärtigen 
Angebote für die Geſellſchaft nicht zu ve орин 
mar. р. 


Staatliche Bauhilſe und kommunale Finanzlage. 

über dieſes Thema ſprachen vor kurzem in einer 
namentlich auch von Behördenvertretern ſtark be⸗ 
ſuchten Verſammlung der Siedlungswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft, Ber⸗ 
lin, in den Räumen des Wohlfahrtsminiſteriums der 
Geſchäftsführer des Reichs-Städte⸗ 


Sch ee 


e 


be i m 57 


bundes, Dr. Haekel, und Landrat Dr Bohne, 
Belzig. Die Verſammlung war befonders bemerkens- 
wert dadurch, daß auf ihr von den verſchiedenſten 
Seiten nachdrücklich für eine ſtärkere Berückſichtigung 
der kleineren Orte und des Landes im Siedlungs-, 

аи: und Wohnungsweſen eingetreten wurde. Der 
erſte Vortragende gab einen gedrängten überblick 
über die für den Wohnungsbau 1926 zur Verfügung 
ſtehenden Geldquellen und kam zu dem betrübenden 
Schluſſe, daß eigentlich die Hauszinsſteuer die einzige 
weſentliche ſolche Geldquelle fein werde. 10—15 27 
der Baukoſten könnten vielleicht durch Darlehen der 
Sparkaſſen gedeckt werden, auch würden die Gemein⸗ 
den gewiß, ſo viel es möglich ſei, durch Anleihen helfen, 
aber dieſe Anleihen könnten vorerſt nur im Inlande 
aufgenommen werden, und da ſei ja der Kapitalmarkt 
ſehr ſchwach. Begrüßenswert ſei, daß die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte jetzt für den Woh⸗ 
nungsbau Mittel hergebe, aber es ſei unbillig, daß 
die Verzinſung dieſer Mittel alles in allem immer 
noch auf etwa 11% auslaufe, während Reich und 
Staat jetzt auf die Gemeinden drückten, ihrerſeits nur 
T% % zu nehmen. Auch ſonſt ſei an den Bedingungen 
der Reichsverſicherungsanſtalt im Anleihegeſchäft noch 
allerhand auszuſetzen; andererſeits müſſe in Preußen 
den Gemeinden die Benutzung dieſer Quelle geſetzlich 
noch beſſer ermöglicht werden. Die Begebung von 
Auslandsanleihen habe außer mit den ſachlichen 
Schwierigkeiten auch mit einem ſtarken Widerſtande 
des Reichsbankpräſidenten zu kämpfen. Man komme 
deshalb für die Finanzierung des Wohnungsbaues 
doch immer wieder vor allem auf die eigene Spar⸗ 
kraft des Volkes im Inlande zurück. Die kom⸗ 
munalen Spitzenverbände beſchäftigten ſich zurzeit mit 
einem Geſetzentwurfe zur Durchführung des Spar⸗ 
zwanges für Jugendliche, aber es ſei doch nicht zu 
leugnen, daß der Durchführung dieſes Gedankens doch 
auch {ейт große fachliche Bedenken und Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtänden. Der Vortragende beſprach 
ſchließlich noch in ſehr anerkennender Weiſe die Be⸗ 
mühungen des Landtagsausſchuſſes für die Wohnungs⸗ 
frage und namentlich auch deſſen Vorſchläge zur 
mittelbaren Erleichterung der Finanzierung durch Er⸗ 
laß von Steuern, billige Gebühren und Anlieger⸗ 
beiträge u. dergl. m. 

In Ergänzung dieſer allgemeinen Ausführungen 
trat der 2. Vortragende, Landrat Dr Bohne, ins- 
beſondere für die ausreichende Berückſichtigung des 
Landes bei der Verteilung der jtaatlihen Baugelder 
ein. Die Wohnungsnot ſei auf dem Lande nicht kleiner 
als in den Städten. Auch der ſtädtiſche Beweisgrund, 
daß die Hauszinsſteuer hauptſächlich in den größeren 
Städten aufgebracht werde und infolgedeſſen auch dort 
vor allem zu verbrauchen ſei, ſchlage nicht durch, 
werde doch umgekehrt auch ein ſehr großer Teil der 
auf dem Lande verbrauchten Steuern in den Städten 
für Beamtenbeſoldung, Staatsanſtalten und dergl. 
ausgegeben. Die tatſächliche Berückſichtigung des 
Landes bei der Verteilung der Hauszinsſteuermittel 
ſei aber an ſich ſehr ungenügend. 1925 hätten z. B. pro 
Kopf der Einwohnerſchaft aus dieſen Hauszinsſteuer⸗ 
mitteln erhalten: Berlin 16—17 Mk., Königsberg 
10 Mk., die ländlichen Bezirke des Regierungsbezirkes 
Potsdam dagegen nur 1—1,50 Mark und der durd- 
ſchnittliche oſtpreußiſche Landkreis 0,60 Mark. Dieje 
härten der Verteilung ſeien allerdings durch den ſtaat⸗ 
ichen Ausgleichfonds im weſentlichen wieder auf⸗ 
gehoben worden, aber nach den neuen Geſetzesvorlagen 
ſolle ſchon nach der Vorlage der Staatsregierung, noch 
viel ſtärker aber nach den Beſchlüſſen des Staats⸗ 
en der ſtaatliche Ausgleichfonds ſtark geſchmälert 
werden. 


In der ſich anſchließenden ſehr regen Aus⸗ 
ſprache kam zunächſt ein aus den Kreiſen der 
Geſellſchaft für innere Koloniſation einge⸗ 
laufenes Schreiben zur Verleſung. Aus ihm ſei ins⸗ 
beſondere entnommen, daß von den 180 Millionen, die 
aus den Mitteln der Hauszinsſteuer im Jahre 1924 für 
Neubauzwecke für Preußen zur Verfügung ſtänden, 
der ländlichen Siedlung in ganz Preußen (gemein⸗ 


nützige Siedlungsgeſellſchaft und Kulturämter, nebſt 


den privatwirtſchaftlichen, kleineren Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften mit der ſogenannten objektiven Gemeinnützig⸗ 
keit) zuſammen lediglich 4,2 Millionen zur Verfügung 
geſtellt worden ſind und im Jahre 1925 von 270 Millio⸗ 
nen nur 10 Millionen. Auch wurde in dieſem Schrei⸗ 
ben gegenüber dem ſtädtiſchen Anſpruch, die Haus⸗ 
zinsſteuer in der Hauptſache für die Städte zu ver⸗ 
wenden, darauf hingewieſen, daß die Hauszinsſteuer, 
wie ſeinerzeit der Preußiſche Finanzminiſter ausdrück⸗ 
lich betont habe, eine Ergänzung zur Grundſteuer ſein 
ſollte, daß dieſe letztere aber in der Hauptſache zwar 
vom platten Lande aufgebracht, aber zur Deckung des 
allgemeinen Finanzbedarfes verwendet werde. 

Dieſen Ausführungen trat als großſtädtiſcher Ver⸗ 
treter Stadtrat Fuchs, Breslau, entgegen. Er 


betonte zunächſt, wie auch ſchon der erſte Vortragende, 


daß unſer Elend im Grunde in der Hauptſache von der 
ungeheuren Höhe der uns aufgezwungenen Repara⸗ 
tionslaſten herrühre. Die Städte ſeien keine Feinde 
der inneren Koloniſation, aber es ſei tatſächlich un⸗ 
möglich, die ſtädtiſchen Wohnungsloſen einfach aufs 
Land hinauszubringen, da ſie dort keine Exiſtenz⸗ 
möglichkeit hätten. Bei einer Politik auf lange Sicht 
müßten ſelbſtverſtändlich alle die großen Geſichts⸗ 
punkte Berückſichtigung finden, vorderhand ſei aber 
doch in erſter Linie Politik auf kurze Sicht notwendig, 
und diefe mache die Bekämpfung der großen Not- 
ſtände an ihrem Herde, in den Städten, notwendig. 
Recht bemerkenswert war in den Ausführungen dieſes 
Redners noch die Mitteilung, daß es vielleicht möglich 
ſein werde, wenigſtens den deutſchen Pfandbriefen den 
ausländiſchen Geldmarkt zu eröffnen; Verhandlungen 
in dieſer Richtung ſeien im Gange. 

Aus der übrigen Erörterung ſei insbeſondere noch 
folgendes hervorgehoben: 

Oberbürgermeiſter Lueken, Kiel, be⸗ 
zeichnete das Verteilungsproblem als ſekundär, ein 
ſtaatlicher Ausgleichsfonds fei notwendig. Es müſſe 
individuell von Fall zu Fall vorgegangen werden. Die 
große Gefahr jetzt fei in der Hauptſache, daß der 
Wohnungsbau überhaupt zum Erliegen komme, weil 
das einzelne Baudarlehen zu niedrig ſei. Es werde 
nichts anderes übrig bleiben, als eine etwas kleinere 
Zahl von Bauvorhaben, dieſe aber genügend, zu be⸗ 
leihen. Arhitekt Paulſen, Leiter der Bauwelt, 
trat in ſehr eindrucksvoller Weiſe für ſtärkere Ver⸗ 
wirklichung der Gedanken der Dezentraliſation im 
Siedlungsweſen ein. Es komme auch in der gegen⸗ 
wärtigen Zeit der Not immer noch aus notwendigen 
Gründen da und dort zur Errichtung neuer Induſtrie⸗ 
anlagen, und dieſe brauchten nicht in die großen 
Städte gelegt zu werden, und ebenſo auch nicht immer 
und unter allen Umſtänden an die Spitze der höheren 
Behörden. Wir müßten über die Auffaſſung hinaus⸗ 
gelangen, das Siedlungsweſen als eine Angelegenheit 
der einzelnen Orte zu betrachten und müßten es viel⸗ 
mehr als eine einheitliche große Angelegenheit unſeres 
Volkes mit dem großen Ziele der Verbeſſerung 
unſerer materiellen Grundlage durch beſſere Beſied⸗ 
lung und Kultivierung unſeres Landes auffaſſen. Der 
Verſammlungsleiter, Dr. v. Mangoldt, wies darauf 
hin, daß ſich aus verſchiedenen Beobachtungen der 
Praxis doch ergebe, daß offenbar in den kleineren 
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Orten ganz erheblich billiger gebaut werde als in den 
großen Städten, und dies ſei doch auch ein Umſtand, 
der bei der Verteilung der Baugelder zu berückſichtigen 
ſei. Von verſchiedenen anderen Seiten wurde noch in 
warmer Weiſe für die Dezentraliſationsgedanken ein⸗ 
getreten, und den Beſchluß machten Ausführungen des 
Landtagsabgeordneten und Mitgliedes des Wohnungs⸗ 
ausſchuſſes im Preußiſchen Landtag, Sonnen⸗ 
ſchein, der in eindringlich warnenden Worten auf 
die Furchtbarkeit der Wohnungsnot, die ungeheueren 
ſich hieraus ergebenden Schädigungen und Gefahren 
und die unbedingte Notwendigkeit, endlich auf dieſem 
Gebiete in größerem Stile vorzugehen, hinwies. 
v. Mangoldt. 


In der „Wohnungs + Wirtjchaft“ Nr. 4/26 ſtellt 
Stadtbaurat a. D. Dr. Martin Wagner an Hand 
einer überzeugenden Kritik der beſtehenden Zu- 
ſtände einen überlegenen Plan für die Re⸗ 


organiſation der ſtädtiſchen Bauverwaltung auf. Er ver⸗ 
langt für eine Weltſtadt wie Berlin einen alle Einzel- 
dezernate des Bauweſens dirigierenden Baudirektor im 
Range eines Bürgermeiſters. Und in der Tat, wenn man 
erwägt, daß das geſamte Bauweſen einer Weltſtadt dem 
Verwaltungsgebiet, dem etwa ein großſtädtiſcher Ober⸗ 
bürgermeiſter vorzuſtehen hat, an Vielſeitigkeit und Be⸗ 
deutung wohl nichts nachſteht, wahrſcheinlich aber über⸗ 
trifft, ſo ſcheint dieſe Forderung, die ja die Rheiniſche 
Verfaſſung mit ihrem techniſchen Beigeordneten bereits 
kennt, durchaus berechtigt. — Aus der Tatſache, daß 
Dr. Wagner unter feinen 8 verſchiedenen Bauämtern 
ein Gartenamt nicht aufführt, ſchließen wir in ſeinem 
Sinne auf eine beſonders ſelbſtändige Organiſation dieſer 
Diſziplin. Das für das Gedeihen einer Großſtadt, ja für 
die Erhaltung des Typus „Weltſtadt“ immer größere 
Bedeutung erlangende öffentliche Freiflächen⸗ und Grün⸗ 
weſen würde eine derartige Hervorhebung durchaus be- 
gründen. Migge. 


Geſetze und Verordnungen. 


Erlaß des Bayriſchen Staatsminiſteriums für 
foziale Fürſorge vom 28. 11. 1925 betr. Яси: 
gründungen von Spar- und Bauvereinigungen. 
In der letzten Zeit ift eine ganze Reihe von jo- 
genannten Spar⸗ und Siedlungsvereinigungen auf⸗ 
getaucht, die durch ein beſonderes Sparſyſtem und 
durch die Ausloſung von Darlehen unter den Sparern 
eine beſonders beſchleunigte Erſtellung von Woh- 
nungen verſprechen. Zu dieſen Neugründungen gehört 
die Deutſche Rentenheim⸗Spar⸗ und Baugeſellſchaft in 
Eſſen mit einer Filialleitung in München, ferner die 
Deutſche Bau- und Siedlungsgemeinſchaft, e. G. m. 
b. H. in Darmſtadt, die „Gemeinſchaft der Freunde“, 
e. V. in Wüſtenrot bei Heilbronn, die bayeriſche Bau⸗ 
geſellſchaft, e. V. in München und ſchließlich auch der 
Deutſche Hilfs⸗ und Siedlungsbund e. G. m. b. H. in 
München. 
über ſämtliche dieſer Bau- und Sparvereinigungen 
liegen Erfahrungen in größerem Maßſtab noch nicht vor. 
Wenn auch eine rege Werbetätigkeit der neuen Vereini⸗ 
gungen betont, daß ſchon in einer Reihe von Fällen 
im Wege der Ausloſung oder ſonſtwie Darlehen von 
ihnen an Siedler gewährt worden ſeien, ſo iſt es doch 
febr zweifelhaft, ob die weitgehenden Verſprechungen 
auch in Zukunft eingelöſt werden können. Dazu 
kommt, daß die Sicherung für die Anwartſchaften 
der ſpäter zur Ausloſung kommenden Baufparer 
nicht ausreichend iſt. Bei der „Bayeriſchen Bau⸗ 
geſellſchaft“ und der „Gemeinſchaft der Freunde“ gibt 
außerdem die Rechtsform — die Vereinigungen ſind 
als e. V. nach § 21 des B. G. B. gegründet — Anlaß zu 
Bedenken, die bei der „Gemeinſchaft der Freunde“ 
auch bereits zu Verhandlungen ſeitens des Württem⸗ 
bergiſchen Staatsminiſteriums des Innern mit dieſer 
Vereinigung geführt haben und die Gemeinſchaft der 
Freunde wenigſtens in der jetzigen Form nicht als 
unbedingt ſicher und vertrauenswürdig erſcheinen laſſen. 
Jedenfalls dürfte dieſen Neuerſcheinungen gegen⸗ 
über große Vorſicht am Platze ſein und ihre Werbe⸗ 
tätigkeit amtlich nicht unterſtützt werden können. 
gez. Os wald. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 10. Dezember 1925. 
— II 3 Nr. 1244. — 
Bei Feſtſetzung der Entſchädigung für gemäß der 
Verordnung zur Behebung der dringendſten Woh⸗ 


nungsnot vom 9. Dezember 1919 enteignetes Bauland 
ſind mehrfach Zinsſätze für den geſchuldeten Betrag 
feſtgeſetzt worden, die mit dem Zweck der Verordnung 
nicht vereinbar ſind und da es ſich manchmal um 
mehrere zurückliegende Jahre handelte, eine außer⸗ 
ordentlich ſtarke Verteuerung des Baulandes bedeu— 
teten. Die Verordnung ſoll die Wohnſiedlung er⸗ 
leichtern helfen, es liegt daher im allgemeinen kein 
Anlaß vor, die Verzinſung des Kaufpreiſes ebenſo 
wie die Verzugszinſen, falls nicht alsbald gezahlt wird, 
höher als auf 5% zu bemeſſen, wie dies von ver⸗ 
ſchiedenen Bezirks⸗Wohnungs⸗Kommiſſaren und Be- 
rufungsbehörden auch ſchon geſchehen iſt. 

Ferner iſt namentlich mit Rückſicht auf die der⸗ 
zeitigen Geldſchwierigkeiten und die geringe Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der meiſt gemeinnützigen Bauherren, zu 
deren Gunſten enteignet wird, in der Regel emp⸗ 
fehlenswert, bei nahmhaften Beträgen eine ratenweiſe 
Bezahlung der Kaufſumme zuzulaſſen. Auch wird 
ſtets zu prüfen ſein, wie lange und inwieweit der 
ſeitherige Eigentümer noch die Nutzung des Landes 
gehabt hat, ſowie ob bei der manchmal erforderlichen 
Feſtſetzung einer Entſchädigung für die Beſitzeinweiſung 
($ 5 Abſ. 1 Satz 2 der Ausführungsverordnung vom 
14. Februar 1921 — Geſetzſamml. S. 316) — die be⸗ 
kanntlich von der Landesentſchädigung verſchieden iſt 
— etwa die Zwiſchennutzung ſchon berückſichtigt iſt. 

J. V.: gez. Scheidt. 


verfügung des Derbandspräfidenten des Sied- 
lungsverbandes Kuhrkohlenbezirk vom 19. 12. 
1925 betr. Siedlungsgenoffenfhaften. 


— Tgb.⸗Nr. E XV. b/12. — 

An die Herren Oberbürgermeiſter und Landräte 
des Bezirks 

mit Nebenabdrucken für die Herren Bürgermeiſter 
und Amtsmänner 

den Herrn Verbandsdirektor in Eſſen, 

die Weſtfäliſche Heimſtätte in Münſter, e 

die Rhein. Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in Düſſel⸗ 
dorf. 
Unter Bezugnahme auf meine Rundverfügungen 
vom 13. März 1925 — F XV/64 — und vom 31. März 
1925 — F XV/71 — mache ich darauf aufmerkſam, 
daß in meinem Bezirk eine Deutſche Rentenheim⸗ 
Spar⸗ und Baugeſellſchaft gegründet iſt, die durch ein 
Spar⸗Syſtem den Bau von Eigenheimen an ihre Mit⸗ 
glieder verſpricht. 


Sch I E 


Dieſe beiden beabſichtigen, im Wege der Satzungs⸗ 
änderung ſich in „Deutſche Rentenheim⸗Spar⸗ und 
Baugeſellſchaft (Spar⸗ und Bauverein) eingetragene 
Oenoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht“ umzu⸗ 
ändern. Dieſer Antrag iſt jedoch von dem Richter für 
Handelsregiſterſachen beanſtandet worden. 

Auch beabſichtigt die Geſellſchaft, ſich über das 
ganze Deutſche Reich zu verbreiten und hat nach ihren 
Angaben bereits Geſchäftsſtellen in Oldenburg, Braun⸗ 
ſchweig, Unterweſer, Hildesheim, Hannover, Hamburg, 
Kiel, Lüneburg, Friesland, Leipzig, Magdeburg, Bres⸗ 
lau, Liegnitz, Brandenburg, Erfurt, Caſſel, Düſſel⸗ 
dorf, Mannheim, Dortmund, Mainz und Köln errichtet. 

Die Werbung der Mitglieder geſchieht durch örtliche 
Agenten, die für jedes geworbene Mitglied eine Ent⸗ 
ſchädigung erhalten. Den einzelnen Mitgliedern iſt, 
ſoweit feſtſteht, keine weitere Sicherheit geboten. Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken ſind der Geſellſchaft bis jetzt noch 
nicht gewährt worden. 

Die Errichtung der Bauten, Grunderwerb uſw. er⸗ 
folgt von jedem Mitglied auf eigene Rechnung. Die 
Geſellſchaft ſtellt ſomit nichts anderes dar, als eine 
Vermittlerin. Beim Bau der Eigenheime ſchiebt die Ge⸗ 
ſellſchaft das einzelne Mitglied als Rechtsträgerin vor 
und tritt beim Bau ſelbſt höchſtens als Vermittler und 
Berater in Erſcheinung. 

Ich halte es für meine Pflicht, die Gemeinde darauf 
aufmerkſam zu machen, daß dieſem Unternehmen 
gegenüber die größte Vorſicht geboten iſt. 

In Vertretung: gez. Fritze. 


Sonderabdruf aus dem Finanzminiſterial⸗ 
blatt 1926, 10. Jahrgang. 


Verordnung betreffend die Abänderung des Grundver⸗ 

mögensſteuergeſetzes vom 14. 2. 1923 (G.⸗S. S. 29) und 

des Geſetzes vom 28. 2. 1924 (G.⸗S. S. 119) in der 

Faſſung des Geſetzes vom 26. 6. 1925 (G.⸗S. S. 83) 
vom 28. 12.1925. 

Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 
der Verfaſſung in übereinſtimmung mit dem Stän⸗ 
digen Ausſchuß des Landtags die folgende Verordnung 
mit Geſetzeskraft: 

Artikel J. 


1. Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen vom 14. 2. 1923 (G.-S. 
S. 29) wird wie folgt geändert: 

a) $ 15 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

Die Steuer wird ferner nicht erhoben von den 
nach dem 31. 3. 1924 fertiggeſtellten Wohnungs⸗ 
neubauten einſchließlich des zugehörigen Hofraums 
für die Dauer von 5 Jahren nach Ablauf des 
Rechnungsjahrs, in dem die Neubauten fertig⸗ 
geſtellt worden ſind. Für die im Rechnungsjahre 
1924 fertiggeſtellten Neubauten beginnt die Frei⸗ 
zeit am 1. 4. 1926. 

b) Dem § 15 wird folgender Abſatz 3 hinzugefügt: 

(3) Der Finanzminiſter hat die Steuer von 
Siedlungen, die auf Grund des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes ſeit dem 1. 4. 1923 begründet ſind oder 
begründet werden, auf Antrag für die Dauer von 
5 Jahren zu erlaſſen. Die Friſt beginnt mit dem 
erſten Tage des Vierteljahrs, in dem die übergabe 
der Siedlung an den Siedler erfolgt iſt; ſoweit die 
übergabe in den Rechnungsjahren 1923 bis 1925 
erfolgt iſt, beginnt die Friſt am 1. 4. 1926. Ver⸗ 
äußert der Steuerſchuldner das Grundſtück inner⸗ 
halb der Friſt an andere Perſonen als an den 
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Ehegatten oder an einen ſeiner Abkömmlinge oder 
eines ſeiner Geſchwiſter, ſo gilt der Steuererlaß 
nur bis zum Ende des Monats, in welchem der 
Kaufvertrag abgeſchloſſen worden iſt. Der Ver⸗ 
käufer iſt verpflichtet, den Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages innerhalb des hierauf folgenden Monats 
der Veranlagungsbehörde anzuzeigen. 

с) Im $ 23 treten an die Stelle der Worte „am 1. 4. 
1926“ die Worte „mit dem 30. 9. 1926“. 

2. Das Geſetz zur Anderung des Geſetzes vom 
14. 2. 1923 uſw. vom 28. 2. 1924 (G.⸗S. S. 119) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 26. 6. 1925 (G.⸗S. S. 83) 
wird wie folgt geändert: 

Im Artikel II treten an die Stelle der Worte „mit 
dem 31. 12. 1925“ die Worte „mit dem 30. 9. 1926“. 


Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. 1. 1926 in Kraft. 
Berlin, den 28. 12. 1925. 
(Siegel.) 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Erlaß des Preuß. Minifters für volkswohlfahrt 
vom 22. Januar 1926, betr. Tilgung der Haus: 
zinsſteuerhypotheken. 

II. 13. Nr. 4195 
I. D. 2. 252 b F. I. 

Um hinſichtlich der Mieten für die mit öffentlichen 
Mitteln errichteten Neuwohnungen Erleichterungen 
zu ſchaffen, werden die mit Runderlaß vom 22. April 


TCT Nicht 


1925 — f. 5. 2 Nr. 1289 F. M. 

linien für die Verwendung des für die Neubautätig⸗ 
keit beſtimmten Anteils am Hauszinsſteuerauf⸗ 
kommen“ in Abſchnitt II, Ziffer 7, Zeile 7/8 dahin 
abgeändert, daß von der Tilgung der Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken nicht für die erſten 2 Jahre, ſondern für 
die erſten 4 Jahre abzuſehen iſt. 

Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanziniſters, 

Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
J. V.: Unterſchrift. 


Erlaß des Preuß. Juſtizminiſters vom 29. 1. 
1926 beir. Gebührenfreiheit der Siedler. 
— Іа, 31. — 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter 
muß ich Bedenken tragen, geſetzliche Maßnahmen in 
die Wege zu leiten, wodurch die gemeinnützigen Bau⸗ 
vereinigungen nach § 8 Abſatz 1 Nr. 5 Preußiſches 
Gerichtskoſtengeſetz zuſtehende Gebührenfreiheit auf 
die Siedler ausgedehnt wird. Ich weiſe jedoch darauf 
hin, daß in Fällen, in denen die Bauvereinigung Ge⸗ 
bührenfreiheit genießt, ſchon nach Lage der gegen⸗ 
wärtigen geſetzlichen Beſtimmungen den Siedlern die 
durch die Eigentumseintragung entſtehenden Koſten 
erſpart bleiben können, wenn nicht der Siedler, ſon⸗ 
dern die Bauvereinigung allein gemäß § 13 Abſatz 2 
der Grundbuchordnung den Antrag auf Eintragung 
ſtellt. Die Koſten bleiben alsdann, da nach § 1 Preu⸗ 
ßiſches Gerichtskoſtengeſetz lediglich der Antragſteller 
Schuldner der Gebühren ift, mit Rückſicht auf die der 
Vereinigung zuſtehende Gebührenfreiheit außer Anſatz 
(vergl. AV. vom 24. November 1924 — NAMBI. ©. 400). 

Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
gez. J. A. Lindemann. 
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Kunderlaß des Finanzminiſters vom 29. 1. 1926 
betr. Grund vermögensſteuer. 
K. Vi 


Durch die nachſtehend abgedruckte, inzwiſchen vom 
Landtage genehmigte Verordnung des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 28. 12. 1925 (G.⸗S. S. 178) 
iſt das ek über die Erhebung einer vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen bis zum 30. 9. 1926 ein⸗ 
ſchließlich verlängert worden. Ich erſuche ergebenſt, 
das zur Durchführung der Verordnung Erforderliche 
unter Beachtung der folgenden Vorſchriften zu ver⸗ 


anlaſſen. 
Zu $ 15 Abſ. 1. 

1. Die Befreiung der Wohnungsneubauten auf die 
Dauer von 5 Jahren gilt nur für die ſtaatliche 
Grundvermögensſteuer; ſie iſt nicht bindend für die 
Grundſteuer der Gemeinden, gleichviel, ob dieſe in 
Zuſchlägen zur ſtaatlichen Grundvermögensſteuer ($ 18 
des Grundvermögensſteuergeſetzes) oder auf Grund 
Sa bejonderen Steuerordnung ($ 25 KAG.) erhoben 
wird. 

2. Die Befreiung kommt nur ſolchen Neubauten zu, 
die Wohnzwecken zu dienen beſtimmt ſind. Dient 
ein Wohnungsneubau zu einem nach каа für 
den Geſamtertrag des Gebäudes nicht erheblichen 
Teile, etwa bis zu einem Viertel, anderen als Wohn⸗ 
zwecken, ſo iſt das ganze Gebäude, andernfalls nur 
ein Teil des Gebäudes, freizuſtellen. Die für gewerb⸗ 
liche Zwecke errichteten Neubauten, auch wenn ſie 
einzelne Wohnungen enthalten, ſind keine Wohnungs⸗ 
neubauten, es kann ihnen daher die Befreiung auch 
nicht teilweiſe zugebilligt werden. Kleinliche Feſt⸗ 
ſtellungen hinſichtlich der Zweckbeſtimmun Ki zu 
vermeiden. Neu errichtete Nebengebäude (Waſchküche, 
Ställe oder dergl.), die als wirtſchaftliches Zubehör 
zum Wohnungsneubau anzuſehen ſind, ſind mit dieſem 
freizuſtellen. É 

3. Dem zum Neubau gehörigen Hofraum ſteht die 
Befreiung ebenfalls zu. In den Fällen, wo das Grund⸗ 
ſtück bisher unbebaut geweſen iſt, iſt der zum Neubau 
gehörige Hofraum in ſeinem ganzen Umfange frei⸗ 
zuſtellen; iſt außer dem Hofraum noch ein Hausgarten 
kleineren Umfanges vorhanden, ſo kann die Befreiung 
auch auf ihn ausgedehnt werden. Wenn dagegen der 
Neubau auf einem bereits bebauten Grundſtück er⸗ 
richtet worden iſt, und der Hofraum trotz des Neu⸗ 
baues als zu den bereits vorhandenen Gebäuden qe- 
hörig zu gelten hat, kann für die Befreiung nur die 
Grundfläche des Neubaus als zugehöriger Hofraum in 
Betracht kommen. 

4. Der Beginn der fünfjährigen Freizeit fällt mit 
dem Zeitpunkt zuſammen, von dem ab gemäß $ 26 
Abſatz 4 KAG. die Steuererhöhung bei der Staars⸗ 
ſteuer in Kraft treten würde, wenn die Befreiungs⸗ 
vorſchrift nicht beſtände. Eine Ausnahme tritt nur bei 
denjenigen Neubauten ein, die im Rechnungsjahr 1924 
Aertiggeftellt und demgemäß vom 1. 4. 1925 ab zur 
Steuer herangezogen worden ſind; bei ihnen iſt der 
Beginn der Freizeit um Erſtattungen von im Rech⸗ 
nungsjahr 1925 bereits gezahlten Steuerbeträgen zu 
vermeiden, auf den 1. 4. 1926 feſtgeſetzt worden. 

5. Mit Rückſicht darauf, daß die Befreiung der 
Wohnungsneubauten für die Gemeindeſteuer nicht 
maßgebend iſt (Ziffer 1), iſt die Veranlagung der Neu⸗ 
bauten, die Neuveranlagung des Grundſtücks 
gemäß Ziffer 251 zu e und Ziffer 255 der Ausführungs⸗ 
anweiſung zum Grundvermögensſteuergeſetz, ſo recht⸗ 
zeitig durchzuführen, daß die Steuererhöhung von dem 
im Ў 26 Abſatz 4 des Kommunalabgabengeſetzes vor⸗ 
geſehenen Zeitpunkt bei der Hebung der Gemeinde⸗ 


ſteuer berückſichtigt werden kann. In den Fällen, wo 
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der Wohnungsneubau oder das bisher veranlagte 
Grundſtück nur teilweiſe von der Staatsſteuer befreit 
iſt (Ziffer 2 und 3), iſt neben der Neuveranlagung des 
ganzen Grundſtücks für die Kommunalbeſteuerung 
eine Neuveranlagung des für die fünfjährige Freizeit 
des Neubaues von der Staatsſteuer nicht befreiten 
Grundſtücksteils vorzunehmen. 

6. Das Ergebnis der ſtaatlichen Neuveranlagung für 
die Kommunalbeſteuerung iſt dem Steuerſchuldner 
ordnungsmäßig mitzuteilen. Iſt neben der ſtaat⸗ 
lichen Neuveranlagung für die Kommunalſteuer eine 
ſtaatliche Neuveranlagung für die Staatsſteuer er- 
forderlich geweſen (Ziff. 5), ſo ſind die Ergebniſſe 
beider Veranlagungen auf einem Veranlagungs⸗ 
beſcheid mitzuteilen. In den Fällen, wo die bisher 
veranlagte Staatsſteuer in voller Höhe für die fünf⸗ 
jährige Freizeit des Neubaues beibehalten wird, wo 
es alſo einer Neuveranlagung für die Zwecke der 
Staatsſteuer nicht bedarf, iſt die bisherige Veran⸗ 
lagung (Steuerwert und Steuerbetrag) nachrichtlich 
auf dem Veranlagungsbeſcheide zu vermerken. In 
den Fällen, wo die bisher veranlagte Steuer in voller 
Höhe abgeſetzt wird, iſt hierauf ausdrücklich hinzu⸗ 
weiſen. Auf dem Veranlagungsbeſcheid ſind Beginn 
und Ablauf der Freizeit oder der für die Zwecke der 
Staatsſteuer erfolgten Neuveranlagung anzugeben. 

7. Hinſichtlich des regiſtermäßigen Nachweiſes der 
von der Staatsſteuer befreiten, aber für die Kom⸗ 
munalſteuer veranlagten Neubauten nebſt Hofraum 
gilt die für die Grundſtücke des Reichs unter Ziff. 126 
der Ausführungsanweiſung erlaſſene Beſtimmung 
entſprechend mit der Maßgabe, daß in den Fällen, wo 
nur ein Teil des Grundſtücks von der Staatsſteuer 
befreit iſt, der Unterſchied des Veranlagungsbetrages 
für das ganze Grundſtück gegenüber dem Veran⸗ 
lagungsbetrage für den ſtaatsſteuerpflichtigen Grund⸗ 
ſtücksteil rot einzutragen iſt. 

8. Das zur Freiſtellung der Wohnungsneubauten 
Erforderliche iſt von Amts wegen zu veranlaſſen. 
über die gewährten Befreiungen iſt eine Liſte zu 
führen, auf Grund deren am Schluſſe der fünfjährigen 
Freizeit die Heranziehung des befreiten Grundſtücks 
oder Grundſtücksteils zur Staatsſteuer zu оет: 


anlaffen iſt. 
Zu § 15 Abſ. 3. 

9. Die Befugnis zum Erlaß der Grundvermögens⸗ 
fteuer wird auf die Vorſitzenden der Grundſteuer⸗ 
ausſchüſſe übertragen (vergl. Ziffer 229 der Aus⸗ 
führungsanweiſung). 

10. Der Erlaß iſt nur auf Antrag zu gewähren. 

Er kommt nur für die auf Grund des Reichs⸗ 
Reptimgeaefenre und zwar ſeit dem 1. 4. 1923 begrün⸗ 
eten Siedlungen in Betracht und ift für die geſamte 
Beſitzung (alfo Hofſtelle und Ländereien) zu gewähren. 

11. Da den auf den Siedlungshofſtellen errichteten 
Wohnungsneubauten nebſt den zu dieſen gehörigen 
Nebengebäuden einſchließlich des Hofraums gemäß 
§ 15 (1) die fünfjährige Steuerbefreiung zuſteht (Ziffer 
2 und 3) und der im § 15 Abſ. 3 vorgeſehene fünf⸗ 
jährige Erlaß auf die geſamte Beſitzung ſich erſtreckt 
(Ziffer 10) und ſich außerdem nicht nur auf die Staats⸗ 
ſteuer, ſondern auch auf die Gemeindeſteuer bezieht, 
kann von der Freiſtellung des Wohnungsneubaues 
ијто. abgeſehen werden, wenn der Antrag auf Erlaß 
gemäß § 15 (3) geſtellt wird. Soweit ein Antrag auf 
Erlaß der Steuer für das Siedlungsgelände während 
der Dauer der Vorbereitung der Beſiedlung gemäß 
§ 15 (2) bereits geſtellt worden iſt, bedarf es zur Ge⸗ 
währung des Erlaſſes gemäß § 15 Abſatz 3 eines neuen 
Antrages nicht. j 

12. Wird die Siedlung innerhalb der fünfjährigen 
Erlaßzeit veräußert, ſo tritt der Erlaß mit Ablauf 
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des Monats außer Kraft, in dem der Kaufvertrag ab⸗ 
geſchloſſen worden iſt, es ſei denn, daß der Erwerber 
der Ehegatte oder ein Abkömmling oder eines der 
Geſchwiſter des Veräußerers iſt. Dieſe Ausnahme gilt 
auch dann, wenn der Eigentümer das Grundſtück an 
mehrere ſeiner Abkömmlinge oder mehrere ſeiner 
Geſchwiſter veräußert hat. Tritt der Erlaß innerhalb 
des fünfjährigen Zeitraums außer Kraft, ſo iſt für 
den Reſt des Zeitraums die Steuerbefreiung für das 
Wohngebäude ufw. (Ziffer 1 bis 8) zu gewähren. 
13. Die Vorſchrift im vorletzten Satze des § 15 (3) 
gilt nur für den Fall der Veräußerung. Im Falle 
eines Eigentumswechſels, der innerhalb der fünf⸗ 
jährigen Erlaßfriſt, z. B. im Erbgang, erfolgt, gilt die 
Vorſchrift nicht. Die fünfjährige Erlaßfriſt läuft in 
dieſem Falle alſo weiter. 

14. In dem Beſcheid über die Gewährung des 
Erlaſſes iſt auf die Vorſchriften in den beiden letzten 
Sätzen des § 15 (3) inhaltlich hinzuweiſen. 

15. Der Erlaß der ſtaatlichen Grundvermögens⸗ 
ſteuer gilt gemäß § 18 (8) des Grundvermögensſteuer⸗ 
geſetzes auch für die Gemeindegrundſteuer, ſofern dieſe 
in Zuſchlägen zur Staatsſteuer erhoben wird. 

16. Die Vorſchriften unter Ziffer 226, 227, 230, 232 
bis 234 der Ausführungsanweiſung gelten entſprechend. 


gez. Dr. Höpker⸗Aſchoff. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
v. 11. Februar 1926, betr. Steuererleichterungen 


für Wohnungsneubauten und Siedlungen. 
— II. 13. Nr. 3252/25. — 

Auf die in Nr. 39 der Preußiſchen Geſetzſammlung 
1925 (Seite 178) veröffentlichte Verordnung des Preu⸗ 
ßiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1925, 
nach welcher alle nach dem 31. März 1924 fertig⸗ 
geſtellten Wohnungsneubauten einſchließlich des zu⸗ 
gehörigen Hofraumes für die Dauer von 5 Jahren nach 
Ablauf des Rechnungsjahres, in dem die Neubauten 
fertiggeſtellt worden find, von der ſtaatlichen 
Grundvermögensſteuer befreit ſind, und wonach ferner 
für alle ſeit dem 1. April 1923 auf Grund des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes begründeten Siedlungen die Steuer 
auf Antrag für den gleichen Zeitraum zu erlaſſen iſt, 
weiſe ich mit dem Anheimſtellen hin, dieſe Steuer⸗ 
vergünſtigungen in geeigneter Weiſe zur Kenntnis der 
am Wohnungs- und Siedlungsweſen beteiligten Kreiſe 
zu bringen. 

In Vertretung: gez. Scheidt. 


Betr. Gewährung von Zinszuſchüſſen. 


Der Herr Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 
weiſt durch einen Erlaß vom 5. Januar 1926 darauf 
hin, daß in der Nr. 10 des Preußiſchen тегш 
blattes vom 5. 12. 1925 auf Seite 97 еіп Aufſatz be⸗ 
treffend Gewährung von Zinszuſchüſſen aus Rück⸗ 
flüſſen und Zinseingängen der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken zur Senkung der Mieten für Wohnungs⸗ 
neubauten erſchienen ift. Der maßgebliche Teil H8 
в 2 der Richtlinien vom 22. 4. 25 hat folgenden 

ortlaut: 
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„Auf Antrag iſt der Regierungspräſident (für 
Berlin der Oberpräſident, für das Gebiet des Ruhr⸗ 
kohlenbezirks der Verbandspräſident) berechtigt, die 
Verwendung der zurückgefloſſenen Beträge oder eines 
Teiles derſelben zur Sicherung von Bürgſchaften und 
zur Gewährung von Zinszuſchüſſen für ſolche Hypo⸗ 
theken zu geſtatten, die neben der Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek zur Finanzierung von Wohnungsbauten auf 
un privaten Geldmarkte aufgenommen werden 
müſſen.“ 


Betr. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 


Das Geſetz betreffend die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften ift einmal durch Geſetz vom 1. 7. 1922 
(Reichsgeſetzblatt 1922 Seite 567) und ferner durch ein 
Geſetz vom 19. 1. 1926 (Reichsgeſetzblatt 1926 Teil 1 
Seite 91) abgeändert worden. 

Die Abänderungen aus dem Jahre 1922 ſind 
folgende: 

Durch einen Zuſatz zum § 1 iſt die Beteiligung der 
e an anderen Unternehmungen ge— 
regelt. 

Durch einen neuen § 43a ift beſtimmt, daß bei 
Genoſſenſchaften von mehr als 10 000 Mitgliedern an 
Stelle der Generalverſammlung eine Bertreter- 
verſammlung tritt und daß auch bei mehr als 3000 
Mitgliedern an Stelle der Generalverſammlung eine 
Vertreterverſammlung treten kann. Für die Baus 
genoſſenſchaften wird vorſtehende Regelung praktifch 
nur ſelten wirkſam werden. 

Ein neuer $ 78 a gibt Auflöſungsvorſchriften für 
Vorſchuß⸗ und Kreditvereine in Genoſſenſchaftsform 
und beſtimmt, daß vor der Beſchlußfaſſung ein Re⸗ 
viſionsverband darüber gehört werden muß, ob die 
Auflöſung mit dem Intereſſe des Mittelſtandes ver- 
einbar iſt. Der neue $ 78 b regelt die Abſtimmungs⸗ 
verhältniſſe, wenn nach dem Gutachten des Reviſions⸗ 
verbandes durch die Auflöſung die Intereſſen des 
Mittelſtandes verletzt erſcheinen. 

Die neuen $$ 93a bis 93 d geben Vorſchriften über 
die Verſchmelzung einer Genoſſenſchaft mit einer 
anderen Genoſſenſchaft. 

Durch die neueſte Anderung des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes vom 19. 1. 1926 wird beſtimmt, daß in dem 
obenerwähnten $ 43a an Stelle der Zahl von 10 000 
Mitgliedern die Zahl 3000 tritt, d. h. bereits bei 
3000 Mitgliedern tritt an Stelle der Generalverſamm⸗ 
lung die Vertreterverſammlung. Ferner iſt beſtimmt, 
daß bereits bei einer Zahl von 1500 Genoſſen an 
Stelle der Generalverſammlung eine Vertreter⸗ 
verſammlung geſetzt werden kann. 

Ferner iſt beſtimmt, daß die $$ 154—170 des 
Geſetzes betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften vom 1. Mai 1889 (R.⸗G.⸗Bl. 1889 Seite 55) 
aufgehoben werden, und daß auf die gemäß dem 
Geſetze vom 4. 7. 1868 eingetragenen Genoſſenſchaften 
fortan ausſchließlich das Geſetz, betr. die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, in ſeiner allgemein 
geltenden Faſſung Anwendung findet. 

Da die Baugenoſſenſchaften faſt durchweg jüngere 
Gründungen ſind, werden letztere Beſtimmungen in 
der Regel ohne Bedeutung ſein. ; 
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Bücher: und Jeitſchriftenſchau. 


„vom wirtſchaftlichen Bauen‘, 


Zweite Folge, bearbeitet von Reg.⸗ und Baurat 
R. Stegemann, Dresden, unter Mitarbeit von 
Privatdozent Dr.-Ing. Bramesfeld⸗Darmſtadt, Ober- 
ingenieur Dipl.⸗Ing. Graf⸗Dresden, Reg.⸗ und Baurat 
Lübbert⸗ Hannover, Dr. med. Neubert⸗Dresden, Reg. 
Vaumeiſter Niemeyer-Oppeln. Herausgegeben von der 
Arbeitsgemeinſchaft des Deutſchen Ausſchuſſes für wirt⸗ 
ſchaftliches Bauen und des Techniſchen Ausſchuſſes des 
Reichsverbandes der Wohnungsſfürſorgegeſellſchaften. 
Verlag Oscar Laube⸗Dresden 1926. Ladenpreis 6 Mark. 


Seiner erſten Veröffentlichung über die Ergebniſſe 
ſeiner bisherigen Arbeiten hat der Deutſche Ausſchuß 
für wirtſchaftliches Bauen die „Zweite Folge“ in Buch⸗ 
form hinzugefügt. Es iſt zweifellos beſonders anzu⸗ 
erkennen, daß die Not unſerer Tage nicht auch dieſe 
geiſtige deutſche Arbeit, wie ſo viele in der 
letzten Zeit, vernichtet hat. Iſt es doch im weſentlichen 
eine Arbeit für die Not unſerer Zeit. Schon 
rein äußerlich iſt die zweite Folge ein Fortſchritt 
gegenüber der erſten bezüglich Drucktechnik, Papier 
und künftlerifcher Geſtaltung. Charakterijtiih iſt 
ferner der Unterſchied im Thema. Während ſich die 
erſte Folge mit einzelnen Bauweiſen befaßte, die dazu 
beitragen ſollten, eine Verbilligung der Bautenerſtellung 
zu erzielen, iſt das Ur⸗Thema der zweiten Folge die 
heute im Mittelpunkt des Siedlungsintereſſes ſtehende 
Frage: „Großhaus oder Kleinhaus“. Von den ſechs 
Aufſätzen des Buches behandeln drei dieſe Frage. Es 
ſind dies die Aufſätze: 

Großhaus oder Kleinhaus? Von Re- 
gierungs⸗ und Baurat Wilhelm 
Lübbert⸗ Hannover, 

Großhaus oder Kleinhaus — eine 
Wirtſchaftsfrage, von Oberingenieur 
Dipl.⸗Ing. Erich Graf, Dresden. 


Großhaus und Kleinhaus in 
geſundheitlichen Wert. 
R. Neubert, Dresden. 


Es iſt beſonders zu begrüßen, daß dieſe Frage hier 
von berufener Seite noch einmal erſchöpfend behandelt 
wird. Weſentlich iſt hier die Betonung der kulturellen 
Seite. Es iff zweifellos richtig, daß der deutſche 
Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen ſeine Arbeit nicht 
in der Prüfung von Bauweiſen erſchöpfen kann und 
foll, ſondern daß über feiner Tätigkeit auch der Leit⸗ 
ſtern der Einheit, Kultur und Wirtſchaft ſtehen 
muß! Dieſes Thema wird ergänzt durch einen vierten 
reichhaltigen Aufſatz über „'Typen⸗ und Serien⸗ 
bau“ von Reg.⸗ und Baurat Stegemann, 
der beſonders das typiſche und ſinngemäße Wachſen 
der Wohnzelle, als Grundelement unſeres Wohnungs- 
weſens, verdeutlicht. Ein fünfter Aufſatz über 
„Arbeitspſychotechnik und Bauwirt⸗ 
ſchaft“ von Dr.-Ing. Bramesfeld⸗Darm⸗ 
jtadt behandelt die Grundlagen der Rationaliſierung 
des Arbeitsvorganges, und das Thema der letzten Ab- 
bandlung von Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer⸗ 
Oppeln rundet das Geſamtbild unſeres Bauweſens 
durch den Hinweis auf die Notwendigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der „Regional⸗ und Flächenauf⸗ 
teilungspläne“. 


So iſt die zweite Folge vom wirtſchaftlichen Bauen 
eine Zuſammenfaſſung ſämtlicher, uns heute inter⸗ 
eſſierender Tagesfragen über das Bauen. Der Aufbau 
unſeres Reiches kann nur unter Erfaſſung aller 
Geſichtspunkte, der wirtſchaftlichen und der kul- 
turellen, vorgenommen werden. Es iſt für viele nicht 
leicht, ſich im Tagesſtreit der grundlegenden Anſichten 
zurechtzufinden. Die zweite Folge vom wirtſchaft⸗ 
lichen Bauen hat den Vorzug für ſich, daß hier in zu⸗ 
ſammenhängender und klarer Weiſe alle dieſe großen 
Fragen aktuell und vom heutigen Standpunkte aus 

5. 


ihrem 
Von Dr. med. 


behandelt werden. 
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Großhaus oder Kleinhaus — eine Wirtfchaftsfrage”). 
Von Obering. Dipl.-Ing. Erich Graf, Dresden. 
(1. Fortſetzung.) 


Ein dritter Weg zur Klärung der Frage 
Großhaus oder Kleinhaus, ſoweit ſie ſich auf den 
Baukörper bezieht, bildet meiner Anſicht nach 
eine Analiſierung der Bauformen auf Grund der 
Vergleichung von Baumaſſen. Letzten Endes 
werden ſich ja die Koſten nach den Baumaſſen 
richten; jetzt gültige Baupreiſe aber Berechnungen 
zugrunde zu legen, iſt nach der Entwicklung der 
jüngſten Vergangenheit ein bedenkliches Unter- 
nehmen, weil die Preiſe in verſchiedenen Orten 
verſchieden ſind und auch die Löhne der einzelnen 
Gewerken von Zufälligkeiten der öfters wechſelnden 
tariflichen Abſchlüſſe abhängig ſind. Auf die 
Friedenspreiſe bei der Stellung der Koſtenfrage 
zurückzukommen, iſt ſchon deshalb unzweckmäßig, 
weil ein großer Teil der jüngeren Fachleute die 
Friedenskoſten nicht in der Praxis kennengelernt 
und der andere Teil ſie ſicherlich vergeſſen hat. 

Wir wollen uns daher in nachſtehendem auf 
die analyſierende Darſtellung der Wirtſchaftlich⸗ 
keit des Baukörpers beſchränken. Dieſe Über⸗ 
legungen gelten nicht nur für den Vergleich Groß⸗ 
haus und Kleinhaus, ſondern für die Erkenntniſſe 
der Rentabilität eines jeden Bauprogramms. 

Zunächſt muß man ſich immer klar machen, daß 
es nicht einerlei iſt, ob man gleich große oder ver— 
ſchieden große Wohnungen miteinander vergleicht; 
denn für dieſelbe Grundrißgeſtaltung gelten für 
den Hauskörper als räumliches Gebilde bei Ver⸗ 
größerung oder Verkleinerung gewiſſe Geſetz⸗ 
mäßigkeiten mathematiſcher Natur. Jede nadh- 
trägliche Umrechnung von gefundenen Zahlen auf 
Einheitspreiſe, die zum Vergleich dienen ſollen, 
birgt eine Fehlerquelle in ſich, die meiner Anſicht 
nach viel zu wenig Beachtung gefunden hat. Es 
iſt ſicherlich wahr, daß der Einheitsſatz für die 
Wohnfläche kleiner wird, um je größere Woh- 
nungen es ſich handelt. Kleine Wohnungen ſind 
je Einheit berechnet immer teurer als große. Wenn 
wir ein etwas übertriebenes Beiſpiel für dieſe 
Tatſache anführen wollen, jo können wir uns vor- 


*) Abdruck aus der 2. Folge „Vom wirtſchaftlichen 
Bauen“, Verlag Oscar Laube⸗Dresden. 


ſtellen, daß der Raum, den wir zum Wohnen be- 
nötigen, eine „Ware“ darſtellt, während das, was 
die Ware umſchließt, die „Verpackung“ ſein ſoll. 
Entweder handelt es ſich um Wohnfläche, auf der 
wir uns aufhalten, oder um Wohnraum, in dem 
wir leben. Fußboden und Wände umſchließt 
beides. Da in der Regel Fußböden übereinander 
liegen, kommt nur anteilig für jedes Geſchoß ein 
kleiner Betrag für den Bodenpreis in Betracht — 
oder es ſollte wenigſtens ſo ſein! Der Hohlraum 
an und für ſich koſtet ja zum Glück noch nichts. 
Was die hauptſächlichſten Koſten des Baues aus- 
macht, ſind alſo die Konſtruktionsteile, die ich 
etwas trivial als Verpackung bezeichnen will. 
Während bei einer Ware der Inhalt bei weitem 
die Koſten der Verpackung überſteigt, herrſcht in 
unſerem Falle das umgekehrte Verhältnis. In⸗ 
halt koſtet nur die Aufwendung für Baugrund 
anteilig oder gar nichts, Vervackung faſt alles! 
Wenn alſo der Vergleich in dieſer Beziehung ſtark 
hinkt, ſo trifft er in anderer ſehr gut zu. Es iſt 
uns allen aus dem täglichen Leben bekannt, daß 
der Bezug eines möalichſt großen Quantums von 


Ware den Preis billiger macht, ebenſo wie die 


Aufwendungen für die Vervackung bei Großbezug 
immer billiger werden als beim Einzelbezug. 
Ganz gleichartig ſind die Verhältniſſe, die für die 
Wirtſchaftlichkeit des Wohnungsbaues Bedeutung 
haben. Je kleinere Räume wir durch Konftruf- 
tionsteile umſchließen, deſto mehr Koſten müſſen 
wir für die Konſtruktionsteile aufwenden, De- 
rechnet auf die Einheit der Wohnfläche und des 
Wohnraumes. Beim Koſtenvergleich von Woh⸗ 
nungen handelt es ſich daher immer darum, mög⸗ 
lichſt gleichartige hinſichtlich Größe und Zahl der 
Räume gegeneinander abzuwägen. Wenn dies 
{боп nötig ift bei Gegenüberſetzungen der Renta- 
bilität innerhalb derſelben Wohnform, alſo beim 
Vergleich verſchiedener Grundriſſe für Großhäuſer 
untereinander oder für Kleinhäuſer untereinander, 
wird es zu zwingendem Erfordernis, wenn Groh- 
haus und Kleinhaus untereinander verglichen 
werden follen. Es bleibt ein Unding und jpricht 
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der Gerechtigkeit objektiver Darſtellung hohn, 
wenn man eine Kleinhauswohnung mit z. B. fünf 
kleinen Wohnräumen einer Großhauswohnung 
mit drei großen Räumen gegenüberſtellen wollte. 
Oder anders geſagt: die Zahl der Wände beſtimmt 
für dieſelbe Geſchoßfläche unter anderem mit die 
Wirtſchaftlichkeit. Und für alle folgenden Betrach— 
tungen foll es die Regel fein, nur in dieſer Gin- 
ſicht Gleichwertiges gegenüberzuſtellen, und zwar 
nur in dem Rahmen, der für den Kleinwohnungs— 
bau gilt. 

Ein jeder Hauskörper beſteht aus horizontalen, 


wendungen für die horizontalen Bauteile, ſoweit 
ſie Fußboden und Decke betreffen, wachſen alſo 
wenigſtens beim Kleinwohnungsbau faſt gleich— 
mäßig mit der Vergrößerung der Wohnflächen, 
während die für die Treppen auszuſetzenden Koſten 
bei kleineren Wohnungen größer ſind als bei grö— 
ßeren, immer unter Vorausſetzung gleicher Wohn— 
form und gleicher Wohnungszahl im Hauskörper. 

Die vertikalen Bauteile beſtehen im 
weſentlichen aus Gründungen, Außenwänden in 
Kellern, Geſchoſſen, aus Innenwänden in Ge- 
ſchoſſen und Dach. Die Zunahme der Maſſen 


vertikalen Konſtruktionsteilen oder aus einer und der damit verbundenen Koſten ſteht nicht in 
Miſchung beider. demſelben Verhältnis zur Vergrößerung der 
Als horizontale Bauteile ſind Fußböden Wohnflächen. Die Maſſen der vertikalen Bau— 


und Decken anzuſehen; zu ihnen gehören auch die 
Treppen. Fußböden und Decken ſtehen in einem 
direkten Verhältnis zu der Wohnfläche, in gewiſſer 
Beziehung auch die Treppen. So groß, wie die 
horizontalen Bauteile ſind, iſt auch die Größe der 
nutzbaren Wohnfläche. Die Größe der Treppe 
dagegen nimmt nicht in demſelben Verhältnis 
wie diefe zu, da fie ja von der Größe der Woh- 
nungen weniger abhängig iſt als von der Zahl der 
Wohnungen in demſelben Haus; für dieſelbe 


Wohnform wird fie ein annähernd konſtantes Ele- 
ment ſein, das mit Vergrößerung der einzelnen 
Wohnungen nicht zuzunehmen braucht. Die Auf- 


teile verringern ſich vielmehr, je Einheit Wohn— 
fläche berechnet, bei zunehmender Vergrößerung 
der geſamten Wohnfläche. 

Die Miſchung horizontaler und vertikaler 
Bauteile ſtellt ſich uns im Dach dar. Es ſteht 
hinſichtlich ſeiner geneigten Flächen und Konſtruk— 
tionsteile im weſentlichen in direkter Beziehung zu 
den horizontalen Bauteilen, Wohnflächen und 
Treppen je Geſchoß, während es hinſichtlich ſeiner 
ſenkrechten inneren Konſtruktions- und Ausbau⸗ 
teile den Geſetzen der vertikalen Bauteile folgt. 

Alle diefe Beziehungen laffen fich auch [боп 
aus dem Grundriß ableiten, und dieſer bildet ſo— 
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Abb. 13. Schematiſche Darſtellung der drei Hauptgrundrißformen des eingebauten Einfamilienhaufes. 
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Abb. 14. 
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Schematiſche Darſtellung der Hauptgrundrißformen des eingebauten Mehrfamilienhauſes. 
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mit ſchon die Grundlage für die Beurteilung der 
Wirtſchaftlichkeit eines jeden Bauwerks. Es ſollen 
daher im Rahmen dieſes Vortrages die Betrach— 
tungen ſich lediglich auf den Grundriß beziehen 


und die notwendigen Schlußfolgerungen gezogen 


werden, ohne die Rechnung bis zu Ende durchzu⸗ 
führen. Dieſe Beſchränkung iſt ja notwendig, da 
es fich ja lediglich um Feſtſtellung grundſätzlicher 
Beziehungen handelt und es unmöglich wäre, das 
ganze Problem im Rahmen dieſer Ausführungen 
bis zu Ende auszuſchöpfen. Es werden daher 
auch nur eingebaute Häuſer betrachtet und dieſe 
auch nur inſoweit, als der Kleinwohnungsbau in 
Frage kommt. 

ай alle Grundriſſe der eingebauten Klein- 
wohnung laſſen ſich auf einfachſte Schemata zu⸗ 
rückführen, in die ſich faſt alle Abwandlungen der 
Grundriſſe einfügen laſſen, ſoweit ſie für Betrach⸗ 
tungen der Wirtſchaftlichkeit in Frage kommen. 
Etwaige Sonderprogramme müſſen naturgemäß 
außer Betracht bleiben. 


raumbildenden Mauern. 


Die Einfamilienhäuſer ſtellen ſich 
uns weſentlich in Schemata dar, die charakteriſiert 
ſind durch die Lage der Treppe, durch die Zahl der 
Räume und infolgedeſſen durch die Zahl der 
Naturgemäß hat jede 
Raumdispoſition hinſichtlich ihrer Anwendbarkeit 
Grenzen. Die Abbildung 13 zeigt die kleinſte und 
die größte Form. Hierbei mag nicht unerwähnt 
bleiben, daß gerade die Grenzfälle hinſichtlich der 
Zweckmäßigkeit, ſie anzuwenden, beſtreitbar ſind. 
Es kommt in dieſem Falle ja auch gar nicht darauf 
an, die Qualität von Grundriſſen gegeneinander 
abzuwägen, ſondern lediglich grundſätzlich die all- 
gemeine Wirtſchaftlichkeit zu beurteilen. Es macht 
demnach hierfür nichts aus, wenn Mauern in 
entſprechenden Grundrißabwandlungen gegenüber 
den gezeigten Grundformen verſetzt find, da letzten 
Endes die Länge der Mauern ſich immer auf dieſe 
zurückführen läßt. Das zweiräumige Grundriß— 
ſchema a, das in zwei Geſchoſſen vier Räume 
erhält, würde ſich im weſentlichen nach der Tiefe 


Abb. 15. Geltungsbereich der Grundriſſe für Ein⸗ und Mehrfamilienhäuſer in bezug auf die bebaute Grundrißfläche. 
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Fläche und Umfang. 
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Während ſich die Flächen in quadratiſchem Verhältnis vergrößern, 

vergrößern ſich die zugehörigen Umfänge in gradlinigem Verhältnis. 

Wenn die Umfänge durch Flächen gebildet werden, fällt ihr Anteil 
an der Geſamtfläche mit zunehmender Größe der Fläche. 
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entwickeln, das Schema b im Gegenſatz hierzu 
nach der Breite, das Schema с von der quadra- 
tiſchen Umgrenzung zu der mit überwiegender 
Tiefe. 

Die Grundriſſe der Mehrfamilien- 
häuſer, die nach unſerer Vereinbarung auch 
die Grundlage für die Betrachtung des Groh- 
hauſes bilden und bei denen nicht mehr als zwei 
Wohnungen an einer Treppe liegen ſollen, ſind 
in Abbildung 14 dargeſtellt, und zwar nach Zahl 
der Räume berechnet vom zweiräumigen bis zum 
fünfräumigen Grundriß. Je geringer die Zahl 
der Räume iji, um fo mehr wird die Tiefen- 
entwicklung die Breitenentwicklung übertreffen. 
Im weſentlichen gibt es dreierlei Anordnungen 
für jeden Grundriß, die Bezug haben auf die Lage 
des Abortes neben den Treppen oder gegenüber 
der Treppe oder die Einſchaltung eines Stichflures 
zwecks Herbeiführung direkter Belichtung. Für 
das Großhaus iſt als Schema der fünfräumige 
Grundriß und Schnitt in Abbildung 16, Heft 1 
dieſer Zeitſchrift, gezeigt. 

Da die vorſtehend gezeigten Grundriſſe nur 
innerhalb begrenzter Größen anwendbar ſind, 
laſſen fich die Geltungsbereiche, wie es in Mb- 
bildung 15 geſchehen iſt, für die drei Typen des Ein— 
familienhauſes und die fünf Typen des Mehr- 
familienhauſes zuſammenſtellen. Dabei iſt er— 
ſichtlich, daß die einzelnen Geltungsbereiche ſich 
überſchneiden und beſtimmte Wohnflächen ſich nur 
unter Zugrundelegung eines ganz begrenzten 
Bauprogramms bilden laſſen. 

Wenn wir nun jeden Grundriß hinſichtlich 
ſeiner Wirtſchaftlichkeit einer Prüfung unterziehen 
wollen, ſo iſt es vielleicht nicht zwecklos, auf eine 
grundlegende Prüfung der Beziehungen zwiſchen 
den Flächen und den dieſe umſchließenden Um⸗ 
fängen einzutreten. Die Abbildung 16 zeigt in 
der oberen Reihe am Beiſpiel von 25 qm und 
100 qm umſchloſſener Fläche die Beziehungen 
zwiſchen dieſer und den umſchließenden Umfängen. 
Es iſt daraus erſichtlich, daß bei Zunahme der 
Flächen die Umriſſe nicht in demſelben Verhältnis 
zunehmen wie dieſe. Während z. B. 25 qm durch 
20 lfd. in Umrißlinie umſchloſſen werden, haben 
100 qm 40 lfd. m umfaſſende Linie. In der 
Fläche iſt alſo eine Steigerung von 25 auf 100 zu 
beobachten, aljo auf das Vierfache; in der Umriß⸗ 
linie von 20 auf 40 m, aljo um das Zweifache. 
Der Einfluß der Formänderung iſt in denſelben 


Maſſen dargeſtellt: während das Quadrat von 
25 qm 20 m Umfang hat, wird das Rechteck von 
25 qm Fläche durch 21,30 m umſchloſſen. Der 
Umfang iſt alſo beim Quadrat am kleinſten; er 
wächſt jedoch mit der Abweichung von der qua⸗ 
dratiſchen Form theoretiſch bis ins Unendliche. 
Rein mathematiſch betrachtet, würde dieſe Form— 
änderung in den verhältnismäßig geringen Ab- 
weichungen der Grundriſſe von der quadratiſchen 
Form, die fich höchſtens im Rahmen der Verhält- 
niſſe von Tiefe zur Breite von 2: 1 bis 1: 2 
bewegen, für uns keine beſondere Rolle ſpielen, 
wenn die Umrißlinien beim Baugrundriß nicht 
wieder durch Flächen, d. h. durch Mauerſtärken 
dargeſtellt würden. Dasſelbe Beiſpiel iſt auf der 
Figur b gezeigt als einfachſter ſchematiſcher 
Grundriß. Es ſind die Umfänge gewiſſermaßen 
als äußere Umfaſſungslinien von eingebauten 
Grundſtücken dargeſtellt, und zwar für quadra— 
tiſche Grundrißformen, für rechteckige mit größerer 
Tiefenentwicklung und für rechteckige mit größerer 
Breitentwicklung. Beim Quadrat beträgt die um— 
ſchloſſene Fläche bei einer Geſamtfläche von 
25 qm 80,56 %, die umſchließenden Mauerflächen 
19,44 %. Bei 100 qm Geſamtfläche beträgt die 
umſchloſſene Fläche 90,09 %, die umſchließende 
äußere Mauerfläche 9,91 %. Wir erſehen hieraus, 
wie ſich die Vergrößerung der Fläche auf die 
Grundfläche der Mauern auswirkt, und daß 
größere Flächen ſich wirtſchaftlicher von Mauern 
umſchließen laſſen als kleinere. Die Abwandlung 
der Form ins Rechteck zeigt den Einfluß in ver- 
ſtärktem Maße. Es wäre infolgedeſſen die Wirt— 
ſchaftlichkeit in bezug auf die Form des Grund— 
ſtückes folgendermaßen anzuordnen: Beim frei- 
ſtehenden Haus, das auf allen vier Seiten mit 
gleichſtarken Mauern umſchloſſen ift, ift die qua- 
dratiſche Form die wirtſchaftlichſte. Beim ein- 
gebauten oder angebauten Haus ift der Grund- 
riß am wirtſchaftlichſten, der eine größtmöglichſte 
Tiefe im Verhältnis zur Breite zeigt, da ja die 
längeren ſeitlichen Trennmauern nur eine gerin- 
gere Mauerſtärke zu haben brauchen. Die Praxis 
hat ſich dieſe Beobachtung zunutze gemacht, und 
wir ſehen gerade bei der Betrachtung der Wirt- 
ſchaftlichkeit von Großhaus und Kleinhaus, daß 
die Mietkaſerne im ſchlechten Sinne die Tiefen 
über Gebühr vergrößert, um eine möglichſt hohe 
Rentabilität zu erzielen. 
(Fortſetzung folgt.) 
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AUS DER TÄTIGKEIT DER WOHNUNGSFÜR- 
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Abb. 1. 


Abb. 2. 


Siedlung Oppeln (Bauzuſtand Frühjahr 1925). 
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Abb. 3. Aus einer Siedlung für abgebaute Beamte in Sezepanowitz. 


Abb. з. Fluchtlingsſiedlung Hindenburg⸗Süd „Ausgang zum Wald“. 
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Abb. 5. Flüchtlingsſiedlung Hindenburg- Süd „Hauptſtraße“. 


Abb. 6. Berg⸗Arbeiterſiedlung Sosnitza. 


Abb. 7. Kreisſiedlung Guttentag. 


Abb. 8. Eintracht Oppeln. 


Abb. 9. Stadtſiedlung Guttentag. 
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Abb. 10. Mietwohnungen Oppeln (Ecke Zimmer⸗Königſtraße). 
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Abb. 11. 


Abb. 12. Haustür in Oppeln. 


